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Landkreis Osnabrück 
Fachdienst 6.3 - Planung 
Am Schölerberg 1 
 
49082 Osnabrück 
  
 
 
 
 
 
 
Ihr Schreiben vom 24.05.2023           RROP Neu / Bu 10.07.2023 
 
 
 
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms für den 
Landkreis Osnabrück, Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 2 
ROG bzw. § 3 Abs. 2 NROG für den Entwurf vom 25.05.2023, 
hier: Stellungnahme der Samtgemeinde Neuenkirchen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in vorgenannter Angelegenheit nehme ich Bezug auf die Neuauf-
stellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes (RROP) 
durch den Landkreis Osnabrück und möchte innerhalb der hierfür 
vorgesehenen Frist die nachfolgenden 
 

Einwendungen 
 
im Zusammenhang mit der Neuaufstellung geltend machen: 
 

I. Rechtsgrundlage und Verfahrensablauf 
 
Der Landkreis Osnabrück ist Träger der Regionalplanung und hat 
damit nach § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 des Raumordnungsgesetzes des 
Bundes für seinen Planungsraum einen Regionalplan (Regionales 
Raumordnungsprogramm) aufzustellen. In diesem sind für einen 
mittelfristigen Zeitraum Festlegungen als Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Rau-
mes, insbesondere zu den unterschiedlichen Nutzungen und 
Funktionen des Raumes zu treffen (§ 7 Abs. 1 S. 1 ROG). Das 
Regionale Raumordnungsprogramm 2004 ist am 09.04.2005 in 
Kraft getreten und tritt nach § 5 Abs. 7 S. 1 NROG nach 10 Jahren 
außer Kraft, soweit nicht vom Träger der Regionalplanung gemäß 
§ 5 Abs. 7 S. 3 Nr. 2 NROG die allgemeinen Planungsabsichten 
zur Einleitung des Verfahrens für eine Änderung oder Neuaufstel-
lung öffentlich bekannt gemacht werden. 
 

Stefanie Busch 
05465 201-68 
busch@neuenkirchen-os.de 
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Einen Tag vor Fristablauf, nämlich am 31.03.2015 hat der Land-
kreis Osnabrück die Bekanntmachung der allgemeinen Planungs-
absichten gemäß § 3 Abs. 1 Niedersächsisches Gesetz über   
Raumordnung und Landesplanung mit den allgemeinen Planungs-
absichten bekannt gegeben. Mit der Neuaufstellung des Regiona-
len Raumordnungsprogrammes will der Landkreis Osnabrück die 
Raumordnung an geänderte Rahmenbedingungen anpassen und 
zukunftsfähig machen. 
 
Grundlage des Regionalen Raumordnungsprogrammes ist das 
Landes-Raumordnungsprogramm. Aus Letzterem ist das Regiona-
le Raumordnungsprogramm zu entwickeln. Das Landesraumord-
nungsprogramm wurde 2008 bekannt gemacht und zuletzt 2022 
geändert. 
 
Die Auslegung der Planunterlagen zum Regionalen Raumord-
nungsprogramm erfolgte im Zeitraum vom 25.05. bis zum 
26.06.2023 mit der Vorgabe, Einwendungen innerhalb einer Frist 
bis zum 12.07.2023 abzugeben. 
 

II. Grundsätzliche Einwendungen 
 
Die nachfolgenden Einwendungen sind grundsätzlicher Natur und 
stehen bereits der Rechtmäßigkeit des neuerlichen Entwurfes ent-
gegen. Hierzu im Einzelnen: 
 
1. 
Die mit dem Regionalen Raumordnungsprogramm verbundenen 
Vorgaben verstoßen gegen Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
 
Art. 28 Abs. 2 GG umfasst die sogenannten "Gemeindehoheiten" 
(vergleiche Maunz/Dürig, Grundgesetz, Art. 28 Abs. 2, Rn. 57). Zu 
diesen "Gemeindehoheiten" zählt auch die Planungshoheit über 
das Gemeindegebiet (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 15.12.1989 zum Az. 4 C 36/86-zitiert nach Juris). Die Pla-
nungshoheit gewährleistet den Gemeinden die Befugnis zum Bei-
spiel im Rahmen der Bauleitplanung die künftige Entwicklung des 
Gemeindegebiets grundsätzlich nach eigenen Vorstellungen zu 
steuern und zu gestalten. Durch die Planungshoheit wird zum 
Ausdruck gebracht, dass die Gemeinde in ihrem Gebiet die zentra-
len Entscheidungen über die zukünftige Gestaltung des Gemein-
degebiets treffen können muss. Dies betrifft insbesondere alle 
Pläne zur Gestaltung der städtebaulichen Entwicklung im Rahmen 
der eigenen Zuständigkeiten. Das zentrale Mittel für die Gestaltung 
der Entwicklung und damit zentraler Ausdruck der Planungshoheit 
sind die Bauleitpläne. Erster Ansatzpunkt dafür ist das Baugesetz-
buch, das den Gemeinden als Ausdruck der Selbstverwaltungsga-
rantie die Kompetenz zum Erlass von Bebauungsplänen einräumt 
(vergleiche §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 1, 10 Abs. 1 BauGB). Ihr Erlass 
betrifft gleichzeitig auch die Satzungshoheit (vergleiche 
Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, Art. 28 Abs. 2, Rn. 59 mit 
weiteren Nachweisen). 
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Demgegenüber beinhaltet § 7 Abs. 1 S. 1 ROG die Aufgabe des 
Trägers der Regionalen Raumordnung, mithin des Landkreises 
Osnabrück, für einen mittelfristigen Zeitraum Festlegungen als 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung zur Entwicklung, Ordnung 
und Sicherung des Raumes, insbesondere zu den unterschiedli-
chen Nutzungen und Funktionen des Raumes zu treffen (verglei-
che § 7 Abs. 1 S. 1 ROG). 
 
Der vorgenannten Aufgabe ist der Landkreis Osnabrück mit dem 
neuerlichen Entwurf nicht gerecht geworden. Das Gegenteil ist der 
Fall. Die mit dem Entwurf des Regionalen Raumordnungspro-
grammes vorgenommenen Festsetzungen sind bereits soweit 
konkretisiert, dass für die aus Art. 28 Abs. 2 GG vorgesehene Pla-
nungshoheit der Gemeinde kein Gestaltungsspielraum mehr ver-
bleibt. Damit übernimmt der Landkreis Osnabrück eine nach Ver-
fassungsrecht den Gemeinden obliegende Aufgabe und weicht 
insoweit von der gesetzlichen Rechtsgrundlage gänzlich ab. Der 
Landkreis Osnabrück verkennt damit Inhalt und Reichweite der 
über § 7 Abs. 1 S. 1 ROG vorgegebenen Zielrichtung. 
 
2. 
Die mit der Auslegung erfolgte Bekanntmachung des Entwurfes 
des Regionalen Raumordnungsprogrammes ist verfahrensfehler-
haft. 
 
Nach § 10 Abs. 1 S. 2 ROG waren der Entwurf des Raumord-
nungsplanes und die Begründung, der Umweltbericht sowie weite-
re, nach Einschätzung der für den Raumordnungsplan zuständi-
gen Stelle zweckdienliche Unterlagen für die Dauer von mindes-
tens einem Monat öffentlich auszulegen, wenn bei der Aufstellung 
des Raumordnungsplans eine Umweltprüfung durchgeführt wurde. 
Insoweit waren gemäß § 10 Abs. 1 S. 3 ROG Ort und Dauer der 
Auslegung mindestens eine Woche vorher öffentlich bekannt zu 
machen; dabei war unter Angabe einer Frist, die zumindest der 
Auslegungsfrist entsprach, darauf hinzuweisen, dass Stellung-
nahmen abgegeben werden können. 
 
Eine strategische Umweltprüfung wurde bei der Aufstellung des 
hier gegenständlichen Regionalplans durchgeführt, sodass § 10 
Abs. 1 S. 2 und 3 ROG anzuwenden waren. Die Bekanntmachung 
genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen des § 10 Abs. 1 S. 3 
ROG an den Hinweis zur Möglichkeit der Abgabe von Stellung-
nahmen. 
 
Der Begriff Stellungnahme, der auch in § 10 Abs. 1 S. 1 ROG 
Verwendung findet, ist im Raumordnungsgesetz nicht spezialge-
setzlich definiert (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Beschluss 
vom 10.06.2020 zum Az. 4 BN 55.19-zitiert nach Juris). Maßgeb-
lich ist, dass die Stellungnahmen im Sinne von § 10 Abs. 1 S. 3 
ROG im Ergebnis textlich festgehalten sind und insoweit in eine 
Form gebracht werden, durch die sie dauerhaft dokumentiert und 
mit der auf sie als aktenkundig im Laufe des Verfahrens ohne 
Schwierigkeiten zurückgegriffen werden kann. 
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Nur eine solche Form gewährleistet, dass die Stellungnahmen 
verlässlich in die weiteren Überlegungen der planenden Behörde 
einfließen können (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Be-
schluss vom 07.06.2021 zum Az. 4 BN 50.20-zitiert nach Juris). 
Der Begriff der Stellungnahme erfasst daher neben der schriftli-
chen Stellungnahmeform der elektronischen Kommunikation, so-
weit dieser Weg vom Planungsträger eröffnet ist wie auch die Stel-
lungnahme zur Niederschrift bei der zuständigen Stelle (vergleiche 
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 10.06.2020, a. a. O.). 
 
Eine Beschränkung dahingehend, dass bei Raumordnungsplänen 
wegen ihres großen räumlichen Umgriffs die Möglichkeit der Stel-
lungnahme zur Niederschrift nicht erforderlich sei, ist abzulehnen. 
Eine solche Auslegung würde die sich aus dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung ergebenden Mindestanforderungen 
unterschreiten. Aus § 14i Abs. 1, § 9 Abs. 1 UVPG i.V.m. § 73 
Abs. 4 S. 1 VwVfG folgt, dass die Stellungnahmen zumindest 
schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können müs-
sen. 
 
Die Regelungen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung in seiner vor dem 16.05.2017 geltenden Fassung waren ge-
mäß § 74 Abs. 3 UVPG weiter anzuwenden, weil der Untersu-
chungsrahmen für die strategische Umweltprüfung nach § 33 
UVPG vor diesem Zeitpunkt, nämlich im Jahr 2015, festgelegt 
worden war. Nach § 14i Abs. 1 UVPG gelten für die Öffentlich-
keitsbeteiligung bei einer strategischen Umweltprüfung die Rege-
lungen des § 9 Abs. 1-1b UVPG entsprechend. Daher hatte das 
Beteiligungsverfahren nach § 9 Abs. 1 S. 3 UVPG den Anforde-
rungen des § 73 Abs. 3 S. 2, Abs. 4-7 VwVfG zu genügen. Nach § 
73 Abs. 4 S. 1 VwVfG kann jeder, dessen Belange durch das Vor-
haben berührt werden, schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Anhörungsbehörde oder bei der Gemeinde Einwendungen gegen 
den Plan erheben. Aus der in § 9 Abs. 1 S. 3 UVPG angeordneten 
entsprechenden Anwendung dieser Vorschrift ergab sich dem-
nach, dass für jedermann die Möglichkeit bestanden haben muss, 
sich schriftlich oder zur Niederschrift beim Planungsverband oder 
den Auslegungsbehörden zum Entwurf des Plans oder und zum 
Umweltbericht (vergleiche § 14i Abs. 3 S. 1 UVPG) zu äußern. 
Dem kann nicht entgegengehalten werden, dass nach § 16 UVPG 
die erforderliche strategische Umweltprüfung nach den Vorschrif-
ten des Raumordnungsgesetzes durchzuführen war und in § 10 
Abs. 1 ROG nicht gesondert auf § 73 Abs. 4 S. 1 VwVfG verwie-
sen wurde. Eines solchen gesonderten Verweises bedurfte es 
nicht, weil die Regelung des Abschnitts über die Verfahrensschritte 
der strategischen Umweltprüfung aus dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung gemäß § 14e S. 1 UVPG, mithin auch 
§ 14i Abs. 1 UVPG die verfahrensrechtlichen Mindestanforderun-
gen enthielten, die auch im Rahmen der bereichsspezifischen 
Umweltprüfung im Raumordnungsrecht Anwendung fanden (ver-
gleiche Landmann/Roma, Umweltrecht, Stand 85, UVPG, § 14e 
Rn. 3). 
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Die Bekanntmachung der Auslegung des Entwurfes eines Regio-
nalplans mit dem nach § 10 Abs. 1 S. 3 ROG erforderlichen Hin-
weis auf die Möglichkeit der Abgabe von Stellungnahmen hat eine 
Anstoßfunktion (vergleiche OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
30.09.2021 zum Az. 10 A 20.19-zitiert nach Juris). Sie muss ge-
eignet sein, die Öffentlichkeit zu ermuntern, sich für die Planung zu 
interessieren und nach Bedarf hieran als Einwender oder Hinweis-
geber mitzuwirken. Sie hat in einer Weise zu erfolgen, welche die 
Möglichkeit eröffnet, den an der beabsichtigten Planung interes-
sierten Bürger sein Interesse an Information und Beteiligung durch 
Anregungen und Bedenken bewusst zu machen und dadurch die 
vorgesehene Öffentlichkeit herzustellen (vergleiche analog zur 
Bauleitplanung, Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 06.07.1984 
zum Az. 4 C 22.80-zitiert nach Juris). Die Bekanntmachung darf 
daher keine Zusätze oder Einschränkungen erhalten, die geeignet 
sind, am Raumplanungsverfahren interessierte Bürger vor der Ab-
gabe von Stellungnahmen abzuhalten (vergleiche Bundesverwal-
tungsgericht, Beschluss vom 10.06.2020, a. a. O.). 
 
Eine irreführende Einschränkung liegt unter anderem dann vor, 
wenn bei einem entsprechend verständigen Bürger der Eindruck 
vermittelt wird, dass bestimmte Formen der gesetzlich vorgesehe-
nen Möglichkeiten der Stellungnahme nicht zulässig, insbesonde-
re, dass die Möglichkeit der Stellungnahme zur Niederschrift aus-
geschlossen sei. Eine solche Bekanntmachung begründet die Ge-
fahr, dass ein interessierter Bürger, der sich zur Abgabe einer 
schriftlichen Stellungnahme nicht in der Lage sieht, andere Mög-
lichkeiten der Beteiligung, etwa eine Stellungnahme zur Nieder-
schrift bei der zuständigen Stelle, von vornherein nicht in Erwä-
gung zieht (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 
10.06.2020, a. a. O.). Der Landkreis Osnabrück hat die Bekannt-
machung vom 15.05.2023 mit einem solchen einschränkenden 
Zusatz versehen. 
 
Die vom bürgerfreundlichen Servicegedanken geleiteten zusätzli-
chen Angaben haben die Bekanntmachung fehlerhaft gemacht. 
Die Beteiligungsverfahren sind zum Ende der Bekanntmachung 
aufgeführt. Der Landkreis hat die Beteiligungsverfahren auch nä-
her erläutert. Diese, am Schluss der Bekanntmachung angefügte 
Erläuterung des Beteiligungsverfahrens vermittelt nach Auffassung 
der Rechtsprechung den Eindruck von abschließend aufgezählten 
Möglichkeiten der Stellungnahme. Aus der Sicht eines verständi-
gen Lesers hat der Landkreis Osnabrück das Online-
Beteiligungsverfahren als die von ihm präferierte Beteiligungsform 
gekennzeichnet und die von ihm weithin akzeptierten Stellung-
nahmeformen vollständig aufgeführt. Hierbei hat er die Stellung-
nahme zur Niederschrift nicht in die Reihe der zulässigen Beteili-
gungsformen aufgenommen. Schon hierdurch besteht die Gefahr, 
dass Personen, die sich zur Formulierung einer lesbaren Stellung-
nahme nicht in der Lage sehen, eine Stellungnahme zur Nieder-
schrift bei der zuständigen Stelle von vornherein nicht in Erwägung 
gezogen haben. Die vorgenannte Verletzung von § 10 Abs. 1 S. 3 
ROG ist auch beachtlich. Ein Fehler bei der Öffentlichkeitsbeteili-
gung nach § 10 Abs. 1 ROG liegt damit vor.  
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Dieser betrifft auch nicht nur die Beteiligung von einzelnen Perso-
nen, sondern der betroffenen Öffentlichkeit an sich. Da der Regio-
nalplan bereits wegen der fehlerhaften Auslegungsbekanntma-
chung unwirksam ist, kann dem Grunde nach sogar schon dahin-
stehen, ob und gegebenenfalls aus welchen weiteren Gründen der 
Regionalplan unwirksam ist (vergleiche Sächsisches OVG, Urteil 
vom 11.05.2023 zum Az. 1 C 72/20-zitiert nach Juris). 
 
3. 
Der Regionale Raumordnungsplan entspricht im Hinblick auf die 
Ausweisung der Windvorranggebiete nicht der Rechtsprechung 
des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichtes. 
 
Nach der Rechtsprechung des Niedersächsischen Oberverwal-
tungsgerichtes (vergleiche Niedersächsisches OVG, Beschluss 
vom 18.05.2020 zum Az. 12 KN 243/17; Urteil vom 25.10.2018 
zum Az. 12 LB 118/16; 12 KN 38/17 mit weiteren Hinweisen-zitiert 
nach Juris) muss eine nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB möglichen 
Konzentrationsflächenplanung eine anhand der Begrün-
dung/Erläuterung sowie der Aufstellungsunterlagen und Verfah-
rensakten nachvollziehbares (vergleiche Niedersächsisches OVG, 
Urteil vom 23.01.2014 zum Az. 12 KN 285/12-zitiert nach Juris) 
schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept zugrunde liegen, 
das nicht nur Auskunft darüber gibt, von welchen Erwägungen die 
positive Standortzuweisung getragen wird, sondern auch die 
Gründe für die beabsichtigte Freihaltung des übrigen Planungs-
raumes von Windenergieanlagen aufzeigt. 
 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (ver-
gleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 11.04.2013 zum Az. 
4 CN 2/12; Urteil vom 13.12.2012 zum Az. 4 CN 1/11-zitiert nach 
Juris, der sich das Niedersächsische OVG angeschlossen hat 
(vergleiche Niedersächsisches OVG, Urteil vom 14.05.2014 zum 
Az. 12 KN 29/13-zitiert nach Juris), muss sich die Ausarbeitung 
des Planungskonzeptes in folgenden Abschnitten vollziehen: In 
einem ersten Arbeitsschritt sind diejenigen Bereiche als Tabuzo-
nen zu ermitteln, die für die Nutzung der Windenergie nicht zur 
Verfügung stehen. Die Tabuzonen lassen sich in harte und weiche 
untergliedern. Diesen Unterschied muss sich der Planungsträger 
auf dieser ersten Stufe des Planungsprozesses bewusst machen 
und ihn dokumentieren. Das ist dem Umstand geschuldet, dass 
die beiden Arten der Tabuzonen nicht demselben rechtlichen Re-
gime unterliegen. 
 
Bei den harten Tabuzonen handelt es sich um Flächen, deren Be-
reitstellung für die Windenergienutzung auf der Ebene der Bauleit-
planung an § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB scheitert. Danach haben die 
Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Nicht 
erforderlich ist ein Bauleitplan dann, wenn seiner Verwirklichung 
auf unabsehbare Zeit rechtliche oder tatsächliche Hindernisse im 
Wege stehen (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 
18.03.2004 zum Az. 4 CN 4/03-zitiert nach Juris). Harte Tabuzo-
nen sind eine Abwägung zwischen den Belangen der Windener-
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gienutzung und widerstreitenden Belangen (§ 1 Abs. 7 BauGB 
bzw. § 7 Abs. 2 S. 1 ROG) entzogen. 
 
Demgegenüber sind weiche Tabuzonen zu den Flächen zu rech-
nen, die einer Berücksichtigung im Rahmen der Abwägung zu-
gänglich sind. Zwar dürfen sie anhand einheitlicher Kriterien ermit-
telt und vorab ausgeschieden werden, bevor diejenigen Belange 
abgewogen werden, die im Einzelfall für und gegen die Nutzung 
einer Fläche für die Windenergie sprechen. Das ändert aber nichts 
daran, dass sie keine eigenständige Kategorie im System des 
Rechts der Bauleitplanung bilden, sondern der Ebene der Abwä-
gung zuzuordnen sind. Sie sind disponibel, was sich daran zeigt, 
dass städtebauliche Gesichtspunkte hier nicht von vornherein vor-
rangig sind und der Plangeber die weichen Tabuzonen einer er-
neuten Betrachtung und Bewertung unterziehen muss, wenn er als 
Ergebnis seiner Untersuchung erkennt, dass er für die Windener-
gienutzung nicht substantiell Raum schafft (vergleiche Bundes-
verwaltungsgericht, Urteil vom 24.01.2008 zum Az. 4 CN 2/07-
zitiert nach Juris). 
 
Während harte Tabuzonen kraft Gesetzes als Konzentrationsflä-
chen für die Windenergienutzung ausscheiden, muss der Plange-
ber seine Entscheidung für weiche Tabuzonen rechtfertigen. Dazu 
muss er aufzeigen, wie er die eigenen Ausschlussgründe bewer-
tet, d. h. kenntlich machen, dass er - anders als bei harten 
Tabukriterien - einen Bewertungsspielraum hat, und die Gründe für 
seine Wertung offenlegen. Andernfalls scheitert seine Planung 
unabhängig davon, welche Maßstäbe an die Kontrolle des Abwä-
gungsergebnisses hinsichtlich der Frage, ob der Windenergie sub-
stantiell Raum gegeben wird, anzulegen sind, schon an dem feh-
lenden Nachweis, dass er die weichen Tabukriterien auf der Stufe 
der Abwägung in der Planung eingestellt hat (vergleiche Bundes-
verwaltungsgericht, Urteil vom 13.12.2012 zum Az. 4 CN 1/11-
zitiert nach Juris). 
 
Die Potenzialflächen, die nach Abzug der harten und weichen 
Tabuzonen übrig bleiben, sind in einem weiteren Arbeitsschritt zu 
den auf ihren konkurrierenden Nutzungen in Beziehung zu setzen, 
d. h. die öffentlichen Belange, die gegen die Ausweisung eines 
Landschaftsraumes als Konzentrationszone sprechen, sind mit 
dem Anliegen abzuwägen, der Windenergienutzung an geeigneten 
Standorten eine Chance zu geben, die ihrer Privilegierung nach § 
35 Abs. 1 Nr. 5 Baugesetzbuch gerecht wird. 
 
Die Selektion unter den Potenzialflächen ist allerdings nicht auf 
eine solch relative Eignungsbeurteilung dieser Potenzialflächen 
unter allen noch nicht berücksichtigten, aber berücksichtigungsbe-
dürftigen Gesichtspunkten beschränkt. Vielmehr kann es nicht nur 
zulässig, sondern sogar geboten sein, vorab solche Potenzialflä-
chen auszuschließen, auf denen „die Dichte oder der Flächenan-
teil von Problemfeldern zu hoch" ist (vergleiche Niedersächsisches 
OVG, Beschluss vom 12.06.2019 zum Az. 12 MN 26/19-zitiert 
nach Juris). Denn zum Ordnungskonzept einer Konzentrationsflä-
chenplanung für die Windenergie mit Ausschlusswirkung des § 35 
Abs. 3 S. 3 BauGB - wie hier - gehört es, dass sich die Windener-
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gienutzung in den beabsichtigten Sondergebieten gegenüber kon-
kurrierenden Nutzungen durchsetzen muss (vergleiche Bundes-
verwaltungsgericht, Beschluss vom 29.04.2021 zum Az. 4 BN 
69/20-zitiert nach Juris). 
 
Danach eignet sich nicht schon jede (hinreichend große), nicht zu 
den harten und weichen Tabuflächen gehörende Potenzialfläche 
ohne Weiteres als Vorranggebiet für die Windenergienutzung. 
Vielmehr müssen, insbesondere bei erkennbaren Unsicherheiten 
über etwaige (noch) nicht zu einem harten Tabu erstarkte, jedoch 
der Windenergienutzung gleichwohl entgegenstehende (potentiel-
le) Hindernisse, diese Hindernisse nach Umfang und Wahrschein-
lichkeit möglichst aufgeklärt und sodann abgewogen werden.  
 
Die Möglichkeit, unter Verweis auf die Gesamtgröße eines Vor-
ranggebietes nicht - und Mindereignungen darin enthaltener Teil-
flächen hinzuzunehmen, sind rechtliche Grenzen gezogen (ver-
gleiche dazu im Einzelnen: Niedersächsisches OVG, Urteil vom 
08.02.2022 zum Az. 12 KN 51/20-zitiert nach Juris). Hilfsweise 
muss bei einer verbleibenden Unsicherheit zumindest der materiel-
len Abwägung nach § 7 Abs. 2 und 7 ROG Rechnung getragen 
werden. Denn der Träger der Regionalplanung ist verpflichtet, die 
für die Planung bedeutsamen öffentlichen und privaten Belange 
(Abwägungsmaterial) zu ermitteln und zu bewerten sowie sie ge-
geneinander und untereinander gerecht abzuwägen (vergleiche für 
die Bauleitplanung: Niedersächsisches OVG, Urteil vom 
21.09.2022 zum Az. 12 KN 43/22-zitiert nach Juris). 
 
Gemessen an diesen Maßstäben sind die Eignungen der Vorrang-
gebiete für die Windenergienutzung aus den nachfolgenden Grün-
den jedenfalls fehlerhaft bewertet und ausgewiesen worden. 
 
Auffällig ist zunächst, dass im Rahmen der Erstellung des vorge-
nannten Entwurfes des Regionalen Raumordnungsprogrammes 
nicht etwa der von der Rechtsprechung vorgegebenen Vorge-
hensweise gefolgt wurde, sondern als Ausgangspunkt die Vorgabe 
zur Ausweisung eines Teilflächenziels von 1,01 % der Landkreis-
fläche. Nur so ist zu erklären, dass in Teilen lediglich "Potenzial-
splitter" für die Windenergie ausgewiesen wurden, die im Übrigen 
im Rahmen der eigenen Gemeindeplanung längst ausgeschlossen 
wurden. Demgegenüber sind Vorranggebiete nicht berücksichtigt, 
die bereits von den Kommunen für die Windenergienutzung vorge-
sehen wurden. Hintergrund hierfür ist wiederum, dass es der 
Landkreis versäumt hat, entsprechende Potenzialflächen bei den 
jeweiligen Kommunen abzufragen. 
 
Auffällig ist weiter, dass insbesondere die Kommunen im Nordkreis 
(Stadt Bramsche, Samtgemeinden Fürstenau, Artland, Bersen-
brück und Neuenkirchen) im Rahmen der Ausweisung von Wind-
vorranggebieten im hohen Maße belastet werden, während dies 
für den Südkreis nicht gilt. Bedenklich ist hierbei insbesondere, 
dass gerade die Kommunen im Nordkreis die Flächenvorgaben mit 
teilweise 4 % und drüber an der kommunalen Fläche im Hinblick 
auf die Vorgabe des Landes Niedersachsen bereits "übererfüllen". 
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Die in der Begründung genannte Analyse einer vom Fraunhofer-
Institut und Bosch und Partner erarbeiteten Studie mit dem Titel 
"Flächenpotenziale der Windenergie an Land 2022" sowie die vom 
Land Niedersachsen genannte Untersuchung "Windpotenzialstu-
die Niedersachsen" wurden nicht mit ausgelegt. Dementsprechend 
kann auch zum Inhalt bzw. zu der Frage, ob die dort aufgeführten 
Ergebnisse zutreffend oder unzutreffend im Rahmen des Regiona-
len Raumordnungsprogramms umgesetzt wurden oder nicht, nicht 
beantwortet bzw. hierzu keine Stellung genommen werden. 
 
Auch die Regelungen hinsichtlich des Schutzes und der Berück-
sichtigung des Waldanteils im Verhältnis zur Windkraft ist weder 
nachvollziehbar, noch im Hinblick auf die Normangabe zutreffend. 
Auffällig ist zunächst, dass der Waldanteil des Landkreises Osnab-
rück unterhalb des Landes und des Bundesdurchschnitts liegt. 
Hierdurch bedingt wäre dem Grunde nach eine Zielsetzung mit der 
Erhöhung des Waldanteils und ein besonderer Schutz zu erwar-
ten. Das Gegenteil ist der Fall. 
 
4. 
Das Regionale Raumordnungsprogramm verstößt schlussendlich 
auch gegen das Abwägungsgebot aus § 7 ROG. 
 
Nach Maßgabe dieser Vorschrift sind die öffentlichen und privaten 
Belange, soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar 
und von Bedeutung sind, gegeneinander und untereinander abzu-
wägen. Das Abwägungsgebot ist verletzt, wenn eine Abwägung 
überhaupt nicht stattfindet oder in die Abwägung an Belangen 
nicht eingestellt wird, was nach Lage der Dinge in sie hätte einge-
stellt werden müssen (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 05.05.2015 zum Az. 4 CN 4.14-zitiert nach Juris). 
 
In die Abwägung sind alle öffentlichen und privaten Belange ein-
zustellen, soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar 
und von Bedeutung sind. Abwägungsrelevant sind alle Belange, 
die mehr als geringwertig, schutzwürdig, nicht mit einem Makel 
behaftet und für den Planer erkennbar sind. Aus den Aufgaben der 
Raumordnung als einer zusammenfassenden, übergeordneten 
Planung, ihrer weiträumigen Sichtweise und ihrem Rahmencharak-
ter ergibt sich die Befugnis des Planungsträgers zur Typisierung.  
 
Das Abwägungsmaterial braucht mithin nicht zu kleinteilig zusam-
mengestellt zu werden wie auf den nachgeordneten Planungsebe-
nen, es sei denn, kleinteilige private Belange wären dann auch auf 
der nachfolgenden Planungs- oder Zulassungsebene nicht mehr 
zu prüfen (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 
10.02.2016 zum Az. 4 BN 37.15-zitiert nach Juris). 
 
Je konkreter raumordnerische Festlegungen mit Zielqualität sind, 
umso größer sind die Anforderungen, die an die Ermittlungstiefe 
und die Abwägungsdichte einer raumplanerischen Zielfestlegung 
zu stellen sind. Vor diesem Hintergrund ist im Hinblick auf das 
rechtsstaatliche Abwägungsgebot nicht zu beanstanden, wenn die 
Maßstäbe der Abwägung ebenenspezifisch bestimmt werden und 
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dem Plangeber einer höherstufigen Planung ein größerer administ-
rativer Gestaltungsspielraum eingeräumt wird. 
 
Die an die Abwägung zu stellenden Anforderungen werden 
dadurch begrenzt, dass es sich bei den Raumordnungsplänen 
lediglich um rahmensetzende Planungen handelt; die detailscharfe 
Maßnahmenplanung ist der Fachplanung vorbehalten. Abschlie-
ßend abgewogen muss ferner nur der nachfolgende Planungsent-
scheidungen bindende, raumordnerische "Zielkern" sein, während 
der "Zielrahmen" der Konkretisierung durch nachfolgende Pla-
nungsentscheidungen überlassen bleibt. Die raumordnerische 
Abwägung ist deshalb keine "erschöpfende" Abwägung (verglei-
che Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Urteil vom 15.07.2002 
zum Aktenzeichen VF.10-VII-00-zitiert nach Juris). 
 
Der "Zielkern" ist von anderen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen zu beachten. Er kann nicht durch Abwägung über-
wunden werden. Demgegenüber unterliegt der raumordnerische 
Rahmen einer Zielfestlegung einer konkreten planerischen Ausge-
staltung auf nachfolgende Planungsebenen, sodass bei dieser 
konkreten Ausgestaltung eine abwägende Entscheidung auf der 
nachfolgende Planungsebene möglich ist. 
 
Bei der planerischen Abwägung wird zwischen 3 Phasen, nämlich 
der Ermittlung der Belange, deren Gewichtung und Bewertung und 
der Ausgleichsentscheidung im Verhältnis der Belange zueinan-
der, also ihrer Relation unterschieden. Dieses Mehrphasenmodell 
der Abwägung hat nicht nur Bedeutung für die Kontrollperspektive, 
sondern folgt auch der gedanklichen strukturplanerischen Ent-
scheidungen: Nur ein Belang, der in seiner konkreten Bedeutung 
ermittelt worden ist, kann mit dem ihm zukommenden Gewicht in 
die nachfolgende Abwägungsentscheidung eingestellt werden; nur 
bei Einstellung aller Belange in die Abwägung mit dem ihnen je-
weils objektiv zukommenden Gewicht ist eine "richtige" Planungs-
entscheidung, d. h. eine Entscheidung gewährleistet, bei der die 
von der Planung berührten Belange so zueinander ins Verhältnis 
gesetzt worden sind, dass dem Gewicht der einzelnen Belange 
auch entsprochen wird und die Entscheidung dem Rechnung trägt. 
 
Gedanklich geht es in den verschiedenen Phasen der Abwägung 
darum, über den Vorgang der Informationsgewinnung und der In-
formationsverarbeitung eine Ausgleichsentscheidung zwischen 
verschiedenen Belangen zu treffen, wobei diese entsprechend 
ihrem objektiven Gewicht proportional sein muss.  
 
Dabei kommt die Zusammenstellung des Abwägungsmaterials als 
Phase der Informationsbewertung dieser Belange eine Gelenk-
funktion zur eigentlichen Abwägung zu: Die Einstellung der Belan-
ge ist gewissermaßen das "Nadelöhr", durch das die Belange Ein-
gang in den Vorgang der Gewichtung und letztlich der Ausgleichs-
entscheidung finden. Nur ermittelte und gewichtete Belange bilden 
die Basis für die Planungsentscheidung (vergleiche OVG NRW, 
Urteil vom 03.05.2022 zum Az. 11 D 135/20.NE-zitiert nach Juris). 
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Diesen Maßstäben genügt der Entwurf des Regionalen Raumord-
nungsprogrammes nicht. 
 
Ein offenkundiges Abwägungsdefizit liegt schon darin vor, als dass 
nicht alle Gemeinden zur Abgabe von Stellungnahmen im Zu-
sammenhang mit dem Regionalen Raumprogramm aufgefordert 
wurden. So wurden zwar die Samtgemeinden angeschrieben (teil-
weise auch mit erheblicher Verspätung), eine Ermittlung bei den 
jeweiligen Gemeinden, die Träger der Bauleitplanung sind, erfolgte 
jedoch nicht. 
 
Auffällig ist, soweit Planungsabsichten abgefragt wurden, in gro-
ßen Teilen veraltete Flächennutzungspläne im Rahmen der Auf-
stellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes verwendet 
wurden, ohne die jeweiligen Änderungen hierzu zu beachten oder 
aber anzufordern. Auch hierdurch ist ein Abwägungsdefizit be-
dingt.Sowohl die Systematik zur Begrenzung des Flächenverbrau-
ches wie auch die Zuordnung entsprechender Flächenverbräuche 
zu den einzelnen Kommunen sind in sich widersprüchlich und 
nicht nachvollziehbar. So werden beispielsweise Kommunen, die 
bislang wenig Flächen entwickelt haben, in geringem Maße die 
Möglichkeit zugewiesen, Flächenverbräuche für die Bauleitplanung 
zu verwenden.  
 
Demgegenüber werden Kommunen, die bereits im hohen Maße im 
Rahmen der Bauleitplanung Flächen entwickelt haben, die Mög-
lichkeit eingeräumt, hohe Flächenverbräuche zu bewerkstelligen. 
Das Gegenteil müsste der Fall sein. Einer Kommune, die bislang 
von der Möglichkeit zur Entwicklung von Flächen wenig unter-
nommen hat, muss die Möglichkeit geschaffen werden, im höhe-
ren Maße Flächenverbräuche vorzunehmen, als Kommunen, die 
hiervon bereits im großen Umfang Gebrauch gemacht haben. 
 
Darüber hinaus wird bei der Zuordnung der Flächenverbräuche 
lediglich die Fläche einer jeden Kommune berücksichtigt. Unbe-
achtet bleibt hier die Einwohnerzahl. So bleibt - am Beispiel Qua-
kenbrück - unbeachtlich, dass bei im Verhältnis kleiner Fläche der 
Stadt demgegenüber eine hohe Anzahl von Einwohnern besteht. 
Da sich die Notwendigkeit von Flächenausweisungen unter ande-
rem auch an der Einwohnerzahl orientiert, ist auch dieser Faktor 
mit einzubeziehen. Die Nichtberücksichtigung ist ermessensfeh-
lerhaft. 
 
Auffällig ist weiter, dass bisherige Vorsorgegebiete nunmehr zu 
Vorranggebieten erklärt werden sollen, was zur Folge hat, dass 
Teillöschungen im Zusammenhang mit beabsichtigten Bauleitpla-
nungen, mithin beispielsweise Ausweisung eines Wohn- oder Ge-
werbegebietes, rechtlich nicht mehr möglich sein werden. Dies 
wiederum greift faktisch direkt in die Planungshoheit einer jeden 
Kommune ein. Eine solche Begrenzung der Planungshoheit "durch 
die Hintertür" ist weder rechtlich hinnehmbar, noch vom Gesetz-
geber und der Zielsetzung gedeckt. 
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Auffällig und falsch ist schließlich auch, dass auch die Umsetzung 
der Vorgaben aus dem LROP in den Entwurf des RROP fehlerhaft 
erfolgt ist. So ergibt sich aus der Begründung der Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über das Landesraumordnungs-
programm Niedersachsen vom 17.03.2022, dass im LROP-
Abschnitt 3.1.1 „Elemente und Funktionen des landesweiten 
Freiraumverbundes, Bodenschutz" eine Festlegung zu einer 
quantifizierten Reduzierung der Neuversiegelung von Fläche zu 
treffen ist.  
 
Die Neufestsetzung in Abschnitt 3.1.1 Z. 5 zur Begrenzung der 
Neuversiegelung sei - so die wesentlichen Ergebnisse der 
Anhörungen - wesentlich begrüßt und zum Teil sogar die 
Festlegung als Ziel der Raumordnung gefordert worden, 
andererseits sei die Festlegung aber auch als Einschränkung der 
gemeindlichen Planungshoheit empfunden und kritisiert worden.  
 
Da die raumordnerische Festlegung lediglich einen 
unterstützenden Appell-Charakter hat, soll sie weder einen 
übermäßigen Eingriff in die kommunale Planungshoheit bedingen, 
noch als Ziel der Raumordnung im Sinne der Legaldefinition des § 
3 Abs. 1 Nr. 2 ROG formuliert werden (vergleiche Z. 6, Seite 11). 
Konsequenterweise wird Vorstehendes im Weiteren im LROP als 
Grundsatzvorgabe, nicht jedoch als Zielvorgabe formuliert. 
Demgegenüber findet sich jetzt im Entwurf des RROP unter Z. 
3.1.1 (Elemente und Funktionen des landesweiten 
Freiraumverbundes, Bodenschutz) die als Zielvorgabe formulierte 
Bestimmung: 
 

„Für die jeweiligen Samtgemeinden, Gemeinden und 
Städte im Landkreis Osnabrück werden dementsprechend 
folgende Flächenziele im Sinne einer maximalen 
Neuversiegelung festgelegt." 

 
Nach der vorgenannten Vorgabe erfolgen dann tabellarisch die bis 
2030 vorgegebenen " Flächenziele" im Sinne einer maximalen 
Neuversiegelung. Ungeachtet des Umstandes, dass sich die 
Formulierungen aus dem LROP gegenüber dem jetzt im Entwurf 
vorliegenden RROP schon sprachlich nicht in Einklang bringen 
lassen, besteht keinerlei Rechtsgrundlage zur „Umdeutung" einer 
Grundsatzvorgabe in eine Zielvorgabe durch den Träger der 
regionalen Raumordnung. 
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III. Konkrete Einwendungen 
 

1.01 
 
Thema „Entwicklung eines landesweiten Freiraumverbundes und 
seiner Funktionen“, (RROP-Entwurf: Seite 14, Begründungsteil: 
3.1.1, LROP 3.1.1, Ziffer 05): 
 
Im Sinne einer flächensparenden Siedlungsentwicklung ist die 
Neuversiegelung von Flächen landesweit bis zum Ablauf des Jahres 
2030 auf unter 3 ha pro Tag und danach weiter zu reduzieren. Für die 
jeweiligen Samtgemeinden, Gemeinden und Städte im Landkreis 
Osnabrück werden dementsprechend folgende Flächenziele im Sinne 
einer max. Neuversiegelung für die Samtgemeinde Neuenkirchen 
festgelegt: 
 
Samtgemeinde Neuenkirchen (bis 2030)     =          5,3 ha pro Jahr 
Samtgemeinde Neuenkirchen (ab 2030)      =          3,5 ha pro Jahr 
 
Laut der Begründung zum LROP ist die Neuversiegelung von Flächen 
landesweit bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf unter 3 ha pro Tag zu 
reduzieren und bis zum Ablauf des Jahres 2050 zu beenden. 
Anzurechnen sind Flächen, die entsiegelt und dann renaturiert oder, 
soweit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der 
natürlichen Entwicklung überlassen worden sind. Im Landkreis 
Osnabrück ist die Neuversiegelung so einzugrenzen, dass schon jetzt 
die tägliche Neuversiegelung weniger als 0,2 ha pro Tag betragen darf. 
Ab 2030 ist die Neuversiegelung von Flächen im Landkreis Osnabrück 
in Anlehnung an die Landesregelung auf 0,13 ha pro Tag und danach 
weiter zu reduzieren.  
 
Der Landkreis Osnabrück möchte seinen Teil zur Begrenzung des 
Flächenverbrauches beitragen. Um in diesem Zusammenhang einen 
Beitrag zur geplanten Strategie des Landes zu leisten, wird die 
Neuversiegelung im Landkreis Osnabrück bis 2030 und ab 2030 
stückweise reduziert. Der Landkreis Osnabrück setzt diesen 
landesplanerischen Grundsatz als Festlegung regionaler und daraus 
abgeleiteter gemeindebezogener Mengenziele zur quantitativen 
Reduzierung der Neuversiegelung von Flächen um. Die Landeszahlen 
werden auf die Stadt- / Gemeinde- / Samtgemeindeflächen umgerechnet 
und als Ziel festgelegt. Um in diesem Zusammenhang schon jetzt einen 
Beitrag zur Strategie des Landes zu leisten, wird der Flächenverbrauch 
im Landkreis Osnabrück auch bis 2030 bereits reduziert (Faktor 1,5 im 
Vergleich zum Flächenziel ab 2030). 
 
Diese festgelegten Flächenziele gelten „nur“ für gemeindliche 
Planungen. Der Verbrauch wird, in Anlehnung an die Argumentation des 
Landes, die sich auf Neuversiegelungen bezieht, an der GRZ in neuen 
Bebauungsplänen gemessen. Festsetzungen zu Nebenanlagen (zur 
GRZ 2 zugerechnet oder nicht o.ä.) werden dabei nicht berücksichtigt. 
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Die vorbereitende Bauleitplanung, die sich in der Regel auf die nächsten 
15 Jahre bezieht, muss die Flächenziele nicht berücksichtigen. In 
Flächennutzungsplanänderungen oder Flächennutzungsplanneuauf-
stellungen kann dementsprechend über den Wert hinaus geplant 
werden. Die Systematik „greift“ erst auf der Bebauungsplanebene, also 
auf kommunaler Ebene bei der Aufstellung von Bebauungsplänen. 
 
Zur Bestimmung der zulässigen Flächenversiegelung wurde die ab 2030 
für das Land Niedersachsen avisierte maximale Neuversiegelung pro 
Tag (3 ha) durch die Gesamtfläche des Landes Niedersachsen dividiert. 
Der Quotient aus dieser Division wurde dann mit der Flächengröße der 
jeweiligen kommunalen Einheit multipliziert. Das Ergebnis soll dann der 
zulässigen täglichen Flächenversiegelung der kommunalen Einheit ab 
2030 entsprechen. Durch Multiplikation mit der Anzahl der Tage/Jahr 
erhält man die zulässige jährliche Flächenversiegelung ab 2030 (für die 
SG Neuenkirchen sind dies 3,50 ha/Jahr). Für den Zeitraum bis 2030 
wurde das Ergebnis mit dem Faktor 1,5 multipliziert (3,50 ha x 1,5 = 5,25 
ha, abgerundet 5,3 ha/Jahr). Somit fällt die zulässige 
Flächenversiegelung bis 2030 um 50% großzügiger aus als für den 
Zeitraum ab 2030. 
Es wird deutlich, dass zur Bestimmung der zulässigen 
Flächenversiegelung bis und ab 2030 ausschließlich auf die Fläche der 
jeweiligen kommunalen Einheit abgestellt wird. Diese eindimensionale 
Methodik ist als unwissenschaftlich und nicht hinreichend abzulehnen, 
da relevante qualitative Einflussgrößen wie z. B. die zentralörtliche 
Bedeutung, die Einwohnerzahl und Bevölkerungsdichte, die 
Bevölkerungsprognose, der Wohnungs- und Wohnbauflächenbedarf, die 
Wirtschaftsleistung, dörfliche oder städtische Strukturen und weitere 
ortsspezifische Faktoren der Kommunen unberücksichtigt bleiben.  
 
Zudem werden weder Übergangsregelungen für bereits eingeleitete 
Bebauungsplanverfahren noch sonstige Ausnahmeregelungen getroffen. 
So sollten z.B. Flächenversiegelungen durch Bebauungspläne, die der 
Umsetzung von Vorgaben der Energiewende (z.B. Wind- und 
Solarparks) oder sonstigen hoheitlichen Vorgaben (Krankenhäuser, 
Schulen, Kitas etc.) dienen, nicht auf das Neuversiegelungs-Kontingent 
angerechnet werden.  
 
Die Ausweisung von Sondergebieten für die regenerative 
Energiegewinnung (PV-Anlagen, Biogas etc.) bzw. deren GRZ darf 
ebenso wenig mit in das Flächenziel mit eingerechnet werden. Die 
Energiewende wurde auf Bundesebene beschlossen und nunmehr auf 
die kommunalen Ebenen runtergebrochen. Diese politische Forderung 
steht eindeutig im Missverhältnis zur Planungshoheit der Gemeinden, da 
bei einer Anrechnung der ausgewiesenen Sondergebiete in die 
Flächenanteile die kommunale Planungshoheit (z.B. Ausweisung von 
Baugebieten etc.) massiv beeinträchtiget würde.  
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Es gilt auch zu berücksichtigen, dass auf Grundlage der dargebrachten 
Flächenanteile auf Ebene der Samtgemeinde Neuenkirchen sich die 
Mitgliedsgemeinden untereinander abstimmen müssen, damit in den 
jeweiligen Kommunen die notwendigen Bauleitverfahren eingeleitet 
werden können. Ohne diese Abstimmung kann es zu einer 
Überschreitung der Flächenanteile kommen, die wiederum in die 
Planungshoheit einer Kommune eingreifen.  
 
Es ist durchaus zu begrüßen, dass der raumordnerische Grundsatz 
gemäß Landesraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1 Ziffer 05) zur 
kontinuierlichen Verringerung der Neuversiegelung berücksichtigt wurde. 
Es ist jedoch nicht nachvollziehbar, warum der Landkreis Osnabrück mit 
dem Entwurf des RROP aus diesem (der kommunalen Abwägung 
zugänglichen) Grundsatz verbindliche raumordnerische Ziele entwickelt 
(diese sind i.d.R. durch die Gemeinde nicht abwägbar) und 
Flächenwerte bestimmt, die seitens des LROP so nicht gefordert 
werden.  
 
Die mit dem Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogrammes vor-
genommene Flächenkontingentierungen sind bereits soweit konkreti-
siert, dass für die aus Art. 28 Abs. 2 GG vorgesehene Planungshoheit 
der Samtgemeinde Neuenkirchen keine Gestaltungsspielraum mehr 
verbleibt. Hierdurch wird ein Eingriff in die kommunale Planungshoheit 
vorbereitet, der nicht mehr verfassungskonform ist. 
 
 
2.01 
 
Thema Landschaftsschutzgebiete: Das RROP möchte weitgehend 
„Landschaftsschutzgebiete“ zu einem Vorranggebiet für Erholung 
machen (diese Qualifizierung wäre dann als „Ziel der 
Raumordnung“ nicht durch die Gemeinde im Rahmen der 
Bauleitplanung abwägbar) 
 
Nach dem RROP-Entwurf werden die engeren Ortslagen von Gemeinde 
im Nordkreis Osnabrück (u.a. Merzen, etc.) auch durch Vorranggebiete 
für die Erholung umschlossen. Dabei folgt das Vorranggebiet für 
Erholung weitgehend der Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes 
(LSG) Nördlicher Teutoburger Wald-Wiehengebirge.  
 
Das LSG basiert noch auf dem Reichsnaturschutzgesetz und wird von 
Seiten des Landkreises mittlerweile generell als ein der baulichen 
Entwicklung grundsätzlich entgegenstehender Belang gesehen. Jedoch 
widerspricht diese strikte Auffassung der Rechtsprechung. Hinzuweisen 
ist diesbezüglich insbesondere auf das Urteil des OVG Niedersachsen 4 
LC 56/07 vom 06.11.2007 und dort insbesondere die Randnummern 76-
81. Es wird u.a. daraus deutlich, dass eine LSG-Verordnung auf 
Grundlage des Reichsnaturschutzgesetzes, die auch "flächenhafte 
Ausschnitte aus einer größeren Landschaft" betrifft (das LSG Nördlicher 
Teutoburger Wald- Wiehengebirge hat eine Flächengröße von rd. 34.000 
ha) diese Landschaftsteile nur vor "verunstaltenden Eingriffen" schützen 
kann. Es geht also bei den Landschaftsteilen ausschließlich um die 
Bewahrung vor Verunstaltungen - nicht um einen generellen Schutz vor 
jeglicher baulichen Entwicklung. 
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Das OVG führt weiter aus, dass eine etwaige Verunstaltung durch 
entsprechende Minimierungsmaßnahmen (hier u.a. Eingrünung mit 
heimischen Gehölzen) vermieden werden kann. In dem Rechtsstreit, 
ging es um ein konkretes Bauvorhaben und nicht um ein neues 
Baugebiet. Diese Rechtsprechung lässt sich jedoch auch auf eine 
kommunale Siedlungsentwicklung übertragen, insbesondere auch dann, 
wenn ein LSG der Gemeinde keine angemessenen Möglichkeiten zur 
Siedlungsentwicklung mehr erlaubt (siehe hierzu auch das Urteil des 
OVG Niedersachsen vom 16.12.2009, Amtlicher Leitsatz Nr. 3 u. 4). 
Wenn dieses LSG nun durch die Darstellung im RROP zusätzlich zu 
einem Vorranggebiet für Erholung (Ziel der Raumordnung) wird, sind 
kaum noch Ausnahmen von diesem Schutzregime im Rahmen der 
kommunalen Bauleitplanung möglich.  
 
In diesem Zusammenhang ist die fachliche Rechtfertigung zur 
Festlegung des Vorranggebietes für Erholung zu hinterfragen. 
Erstaunlich ist ferner, dass es im RROP-Entwurf nur noch 
Vorranggebiete für Erholung und keine Vorbehaltsgebiete (früher 
Vorsorgegebiete) mehr gibt. Anders als Vorranggebiete sind 
Vorbehaltsgebiete als Grundsätze der Raumordnung anzusehen und 
daher einer Abwägung durch die Gemeinde zugänglich.  
 
Auch hierdurch wird ein Eingriff in die kommunale Planungshoheit 
vorbereitet, der zu einer unverhältnismäßigen Einschränkung der 
gemeindlichen Entwicklungsmöglichkeiten führt.  
 
 
3.01 
 
Thema  „Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der techni-
schen Infrastruktur und der raumstrukturellen Standortpoten-
tiale“, unter Punkt 4.2 werden hierbei Regelungen über die 
erneuerbare Energieerzeugung und die Energieinfrastruktur 
aufgestellt. 
 
Bezüglich der vorgesehenen Darstellung von zusätzlichen Vorrangge-
bieten für die Windenergienutzung wird seitens der Samtgemeinde Neu-
enkirchen erklärt, dass der erforderliche Ausbau der erneuerbaren 
Energien grundsätzlich unterstützt und begrüßt wird. 
 
Der erforderliche Ausbau für den Bereich der Windenergie sollte jedoch 
hinsichtlich der unabdingbaren Akzeptanz in der Bevölkerung zum einen 
im verträglichen Maße des jeweiligen Wohnumfeldes sowie des 
Weiteren auch im möglichst ausgewogenen Verhältnis aller Kommunen 
sichergestellt werden. 
 
Das Land Niedersachsen hat diesbezüglich für den Landkreis 
Osnabrück ein verbindliches Teilflächenziel von 1,46 Prozent (gemäß 
Anpassungsabsicht nach der vollzogenen Verbandsbeteiligung, 
Referentenentwurf zum NWindBGUG voraussichtlich sogar 1,51 %) der 
Landkreisfläche durch eine Potenzialstudie ermittelt.  
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Zur Erfüllung dieser Zielsetzung ist der Landkreis verpflichtet. Nach dem 
vorliegenden Entwurf des RROP soll das vorgegebene Flächenziel von 
Seiten der Raumordnungsbehörde freiwillig deutlich überschritten 
werden. Demnach wurden zunächst sämtliche Potentialflächen von ca. 3 
% des Kreisgebietes als Prüfflächen, verteilt auf insgesamt 118 
Suchräume, einbezogen. 
 
Im Hinblick dessen wird darauf verwiesen, dass die vorgesehenen 
Windvorranggebiete im Landkreis Osnabrück zum erheblichen Teil in 
den Nordkreiskommunen dargestellt werden sollen, da in den 
Südkreiskommunen vorliegende Raumwiderstände bzw. anderweitige 
übergeordnete Zielsetzungen eine Darstellung von entsprechenden 
Vorranggebieten nach derzeitiger Festlegung entgegenstehen.  
 
Um eine übermäßige Belastung der Nordkreiskommunen zu verhindern 
wird auf Grund dessen gefordert, dass das Flächenziel für den 
Landkreis Osnabrück analog der Flächenvorgabe des Nds. Ministerium 
für Umwelt, Energie und Klimaschutz umgesetzt wird und keine 
zusätzlichen Flächen im RROP als Vorranggebiete vorgesehen werden.  
 
Vielmehr sollte es den Kommunen im eigenen Zuständigkeitsbereich 
überlassen werden, für zusätzliche Bereiche etwaige Bauleitplanungen 
vorzusehen, um entsprechende Flächennutzungen für die Windenergie 
zu ermöglichen. Darüber hinaus wird für die einzelnen Gemeinden 
gefordert, dass analog zu den Abstimmungen auf Landesebene, auch 
auf kommunaler Ebene eine maximale Kappungsgrenze als Höchstmaß 
für Windvorranggebietsflächen vorgegeben wird, um auch die einzelnen 
Gemeinden nicht im Übermaße zu belasten.  Diesbezüglich wird eine 
Kappungsgrenze von maximal ca. 3 % (doppeltes Flächenziel für den 
Landkreis Osnabrück gemäß Festlegung Land Niedersachsen) der 
jeweiligen Gemeindefläche vorgeschlagen.“ 
 
Im Umweltbericht zum RROP werden für die Samtgemeinde Neu-
enkirchen insgesamt 14 Prüfflächen für Windenergie in den 
Steckbriefen für Windenergie aufgeführt. 
In 4 Fällen liegen die ausgewiesenen Windenergieflächen mit ei-
ner Teilfläche im Samtgemeindegebiet und mit einer weiteren Teil-
fläche in einer der angrenzenden Kommunen Ankum, Bramsche 
oder Fürstenau. 
 
Nach Abzug der externen Windenergieflächen (Ankum, Bramsche, 
Fürstenau) verbleiben für die Samtgemeinde Neuenkirchen mit 
einer eigenen Gebietsfläche von 15.280 ha noch 826,96 ha, die 
nach den Festsetzungen des neuen RROP für die Ausweisung 
von Windenergieflächen bereitgestellt werden müssen. Dies ent-
spricht einem Flächenanteil von 5,41 % unseres Samtgemeinde-
gebietes und liegt somit weit über dem vom Land Niedersachsen 
geforderten Flächenanteil von 3%.   
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Konkret werden nach den aktuellen Festsetzungen im RROP fol-
gende Flächenanteile der einzelnen Mitgliedsgemeinden festge-
setzt, die für die Ausweisung von Windenergieflächen bereitge-
stellt werden müssen: 
  
Gemeinde Merzen:  4,01 % 
Gemeinde Neuenkirchen:   4,27 % 
Gemeinde Voltlage:  8,70 %  !!! 
 
Der im RROP geforderte Flächenanteil der Mitgliedsgemeinde 
Voltlage überschreitet den vom Land geforderten Wert von 3 %  
um fast das Dreifache. Diese enorme Mehrbelastung unserer Mit-
gliedsgemeinde ist nicht nachvollziehbar. Die Samtgemeinde Neu-
enkirchen fordert eine starke Reduzierung der im Gemeindegebiet 
Voltlage geplanten Windenergieflächen. 
 
In unseren Augen ist das Samtgemeindegebiet bereits jetzt über-
durchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Umset-
zung der vom Land geforderten Energiewende betroffen. Konkret 
geht es hierbei um die bereits genehmigte Umspannanlage in 
Merzen/Neuenkirchen und dem geplanten Neubau und dem Be-
trieb der 380-kV-Leitung Conneforde – Cloppenburg – Merzen, 
Abschnitt 5: Landesgrenze Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen.  
 
Für die Samtgemeinde Neuenkirchen steht das Schutzgut Mensch 
an oberster Stelle. Aufgrund der räumlichen Nähe der geplanten 
Windenergieflächen zu Wohnhäusern im Außenbereich von 400 m 
und zu Siedlungsbereichen von 800 m kann eine Beeinträchtigung 
des Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen Ge-
sundheit im Zusammenhang mit den Auswirkungen der geplanten 
Windenergieanlagen (Lärmimmissionen, optisch bedrängende 
Wirkung) nicht ausgeschlossen werden. 
 
Im Weiteren schränkt die Nähe der geplanten Windenergieflächen 
zu vorhandenen Siedlungsstrukturen von derzeit 800 m unsere 
Bauortgemeinden Merzen, Neuenkirchen und Voltlage in Ihrer 
Entwicklung ein. Konkret kann an im Nachgang aufgeführten Stel-
len keine Gemeindeentwicklung mehr in Richtung der WEA-
Flächen erfolgen, weil der Mindestabstand von 800 m bereits er-
schöpft ist. 
 
Für die Samtgemeinde Neuenkirchen wird diese Abstandsregle-
mentierung als Eingriff in die „Gemeindehoheiten“ gem. Art. 28 
Abs. 2 des Grundgesetzes gewertet. Durch die hier verankerte 
Planungshoheit wird zum Ausdruck gebracht, dass die Samtge-
meinde Neuenkirchen in ihrem Gebiet die zentrealen Entschei-
dungen über die zukünftige Gestaltung des Samtgemeindegebie-
tes treffen können muss. 
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In § 249 Abs. 10 BauGB stellt der Gesetzgeber fest, dass der öffentliche 
Belang einer optisch bedrängenden Wirkung einem Vorhaben nach § 35 
Absatz 1 Nummer 5, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung 
der Windenergie dient, in der Regel nicht entgegensteht, wenn der 
Abstand von der Mitte des Mastfußes der Windenergieanlage bis zu 
einer zulässigen baulichen Nutzung zu Wohnzwecken mindestens der 
zweifachen Höhe der Windenergieanlage entspricht. Höhe im Sinne des 
Satzes 1 ist die Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors.  
 
Zur Ermittlung der Grenzabstände auf Planungsebene ist die Festlegung 
einer Referenzanlage notwendig. Dazu geht das RROP im 
Umweltbericht unter Bezug auf die Studie „Flächenpotenziale der 
Windenergie an Land 2022“ von einer Referenzanlage mit 230 m 
Gesamthöhe aus. Diese Anlage entspricht jedoch nicht mehr der 
technischen Entwicklung. 
 
Zur Auswahl einer Referenzanlage kann auf die Arbeitshilfe für die 
Ausweisung von Windenergiegebieten in Regionalen 
Raumordnungsprogrammen (Stand 04/2023) des Nds. Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zurückgegriffen 
werden. Darin geht das Land von einer realistischen Größenzunahme 
von aktuell 149 m Rotordurchmesser auf 165 m und einer 
Gesamtanlagenhöhe von 250 m aus. Ausgehend von einem Mastfuß 
von 15 m ergibt sich ein Wert von 75 m Rotorfläche außerhalb des 
Windvorranggebietes. Um den Wert von 2 H zu erreichen, ist dieser 
Abstand zu der zweifachen Anlagenhöhe zu addiere, so dass sich ein 
Abstand von mindestens 575 m zu Wohnnutzungen ergibt. Nicht nur das 
Land, sondern auch der Bundesgesetzgeber sieht diesen Wert in § 4 
Abs 3 WindBG vor. Eine Unterschreitung dieses Wertes ist nicht durch 
regionale Besonderheiten zu erklären und dürfte daher 
ermessensfehlerhaft sein. Dies führt in Teilen auch zur Unrichtigkeit der 
in der Umweltprüfung dargestellten Ergebnisse. 
 
Bei Zugrundelegung der Referenzanlage ergäbe sich bei planerischer 
Umsetzung der jetzigen Suchräume ein Abstand von 1,3 H. Auch wenn 
sich § 249 Abs. 10 BauGB auf Vorhaben bezieht und nicht direkt die 
Planung adressiert, führt die Arbeitshilfe weiter aus, dass der öffentliche 
Belang einer optisch bedrängenden Wirkung auch auf Ebene der 
Planung einzustellen ist. Dieser Belang wird einem Vorhaben 
regelmäßig dann entgegengehalten werden können, wenn zur 
zulässigen baulichen Nutzung zu Wohnzwecken die zweifache Höhe der 
Windenergieanlage unterschritten ist. Abwägungsfehlerhaft wären 
Flächenfestlegungen, die diesen Wert unterschreiten. 
Windenergiegebiete dürfen jedoch nur festgelegt werden, wenn 
prognostisch davon auszugehen ist, dass die für die Windenergie 
festgelegten Flächen auch tatsächlich für die Windenergie geeignet sind, 
d.h. sich auf den Flächen Windenergieanlagen auch realisieren lassen.  
 
Der Abstand zu Siedlungen ist daher abweichend vom Kriterienkatalog 
Windenergie auf mindestens 1.100 m zu Wohngebäuden im 
Innenbereich und 600 m im Außenbereich festzulegen. 
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Der Mindestabstand zu weniger bewohnten Gewerbe- und Indust-
riegebieten kann nach Auffassung der Samtgemeinde Neuenkir-
chen im Einzelfall auf bis zu 800 m reduziert werden, wenn die 
WEA-Fläche hier der direkten Energieversorgung dienlich ist. 
 
Es ist zu prüfen, ob über die Festlegung von Windvorrangflächen 
im RROP Regelungen getroffen werden können, die zu einer 
zwingenden, wirtschaftlichen Beteiligung von Bürgern und Ge-
meinden führen. 
 
Um die Betroffenheit der Samtgemeinde Neuenkirchen durch die 
geplanten Windenergieflächen zu veranschaulichen, sind nachfol-
gend die einzelnen Prüfflächen für Windenergie und ihre Auswir-
kungen näher beschrieben. 
 
Geplante Flächen für die Windenergie im Samtgemeindegebiet 
Neuenkirchen (siehe Anlagen 1 u. 2): 
 
 
Nr. 1 
Bezeichnung 02-04-2022 / Trillenberg 
Kommune: Ankum & Merzen 
Fläche im Gemeindegebiet: 87,63 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich nördlich von Merzen und liegt im Bereich des Land-
schaftsschutzgebietes Naturpark Nördlicher Teuteburger Wald – 
Wiehengebierge. Die Prüffläche befindet sich an der Grenze der 
Gemeinde Merzen und Ankum. Sie ist geprägt von Waldflächen 
und landwirtschaftlich genutzten Bereichen. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 19 Wohnhäusern als hoch und 
bei 47 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 7 Wohnhäuser in unserem Samtgemeinde-
gebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
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Betroffenheit 2: 
Die Prüffläche schneidet sich mit den Konfliktrisikobereichen für 
Waldflächen. Der Wandanteil des Landkreises Osnabrück liegt 
bereits jetzt unterhalb der des Landes Niedersachsen und des 
Bundesdurchschnittes. Waldflächen dienen dem Klima, der ökolo-
gischen Vielfalt und der Naherholung. Eine Gefährdung für die 
vorh. Vogelpopulation durch die Inbetriebnahme der Windräder 
kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 2: 
Die Inanspruchnahme wertvoller Waldflächen durch Windenergie-
anlagen in unserem Samtgemeindegebiet ist zu vermeiden. 
 
Betroffenheit 3: 
Der Rat der Samtgemeinde Neuenkirchen hat am 19.09.2023 den 
Aufstellungsbeschluss für die 30. Änderung des Flächennutzungs-
planes gefasst. Konkret geht es hierbei um die Ausweisung einer 
Wohnbaufläche westlich und östlich der Overbergstraße (siehe 
Anlage 3). Der Abstand zwischen der im RROP ausgewiesenen 
Windenergiefläche und der geplanten Wohnbaufläche in der 
Bauortgemeinde Merzen beträgt aktuell nur ca. 800 m. Eine weite-
re Gemeindeentwicklung in nördlicher Richtung ist somit in der 
Gemeinde Merzen nicht mehr möglich. 
 
Forderung 3: 
Die Einhaltung eines Mindestabstandes von 1100 m zwischen den 
Windenergieflächen und vorhandenen/bereits geplanten Sied-
lungsbereichen wird von der Samtgemeinde Neuenkirchen gefor-
dert. 
 
Betroffenheit 4: 
Die hier ausgewiesene Prüffläche für Windenergie „Trillenberg“ 
liegt mit einem Abstand von nur ca. 1.100 m östlich von der ge-
planten Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „Auf der 
Lehmkuhle“, die aus 2 Teilflächen besteht (siehe Anlage 4). 
 
In dem relativ schmalen Zwischenraum zwischen den beiden vor-
genannten Windenergieflächen liegen mehr als 11 Wohnhäuser, 
die nach der aktuellen Planung des RROP zweiseitig von Wind-
parks umschlossen werden sollen. In unseren Augen wird das 
Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit der 
hier leben Anwohner durch die zweiseitige, relativ nahe Ansied-
lung von 2 Windparks überdurchschnittlich stark beeinträchtigt. 
 
Forderung 4: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Streichung der östli-
chen Teilfläche der Prüffläche für Windenergie mit der Bezeich-
nung „Auf der Lehmkuhle“. 
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Betroffenheit 5: 
In unseren Augen ist das Samtgemeindegebiet bereits jetzt über-
durchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Umset-
zung der vom Land geforderten Energiewende betroffen. Konkret 
geht es hierbei um die bereits genehmigte Umspannanlage in 
Merzen/Neuenkirchen und dem geplanten Neubau und dem Be-
trieb der 380-kV-Leitung Conneforde – Cloppenburg – Merzen, 
Abschnitt 5: Landesgrenze Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen.  
 
Forderung 5: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Windenergieflächen. 
 
 
Nr. 2 
Bezeichnung 17-01-22 / Südlich Hörsten 
Kommune: Fürstenau & Voltlage 
Fläche im Gemeindegebiet: 39,59 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich auf der Grenze der Gemeinden Voltlage & Fürstenau 
nordwestlich von Voltlage. Die Fläche wird vollständig landwirt-
schaftlich genutzt. Auch die unmittelbare Umgebung ist landwirt-
schaftlich geprägt. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 11 Wohnhäusern als hoch und 
bei 22 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 7 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
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Nr. 3 
Bezeichnung 26-01-22 / Fahle Knüven 
Kommune: Merzen 
Fläche im Gemeindegebiet: 42,78 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich westlich von Merzen im Bereich der gleichnamigen 
Gemeinde. Die Fläche wird vollständig landwirtschaftlich genutzt 
und weist bereits 4 WEA auf. Im nordöstlichen Bereich ist das LSG 
Naturpark Nördlicher Teuteburger Wald- Wiehengebirge zu veror-
ten. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 11 Wohnhäusern als hoch und 
bei 26 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 8 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt.  
 
Bei einer aktuellen Anlagenhöhe von ca. 260 m und einer Rotor-
blattlänge von ca. 80 m reduziert sich der Abstand dieser Wohn-
häuser zu den lärmemittierenden Rotorblättern auf nur 320 m. Ei-
ne Beeinträchtigung des zuvor erläuterten Schutzgutes Mensch, 
insbesondere der menschlichen Gesundheit kann nicht ausge-
schlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
In unseren Augen ist das Samtgemeindegebiet bereits jetzt über-
durchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Umset-
zung der vom Land geforderten Energiewende betroffen. Konkret 
geht es hierbei um die bereits genehmigte Umspannanlage in 
Merzen/Neuenkirchen und dem geplanten Neubau und dem Be-
trieb der 380-kV-Leitung Conneforde – Cloppenburg – Merzen, 
Abschnitt 5: Landesgrenze Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen.  
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Windenergieflächen. 
 
Betroffenheit 3: 
Die hier ausgewiesene Prüffläche für Windenergie „Fahle Knüven“ 
liegt mit einem Abstand von nur ca. 1.700 m nördlich von der ge-
planten Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „In den 
Braaken“. 
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Zudem liegt diese Windenergiefläche „Fahle Knüven“ mit einem 
Abstand von nur ca. 1.200 m nord-östlich von dem bereits errichte-
ten Windpark „Hoher Esch“, der noch erweitert werden soll (siehe 
Anlage 5). An diesen Stellen „umspannen“ 3 Prüfflächen für Wind-
energie eine Gemeindefläche von rund 360 ha.  
 
In dieser Fläche liegen mehr als 19 Wohnhäuser die nach den 
aktuellen Planungen des RROP dreiseitig von Windenparks um-
schlossen werden sollen. In unseren Augen wird das Schutzgut 
Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit der hier leben 
Anwohner durch die dreiseitige, relativ nahe Ansiedlung von 3 
Windparks überdurchschnittlich stark beeinträchtigt und ist für die 
Samtgemeinde Neuenkirchen nicht zumutbar. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die ersatzlose Streichung 
der Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „In den   
Braaken“. 
 
 
Nr. 4 
Bezeichnung 26-02-22 / In den Braaken 
Kommune: Merzen 
Fläche im Gemeindegebiet: 35,22 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich südwestlich von Merzen im Bereich der gleichnami-
gen Gemeinde. Die Fläche wird vollständig landwirtschaftlich ge-
nutzt. Auch die unmittelbare Umgebung ist landwirtschaftlich ge-
prägt. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 9 Wohnhäusern als hoch und 
bei 25 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 6 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
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Betroffenheit 2: 
In unseren Augen ist das Samtgemeindegebiet bereits jetzt über-
durchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Umset-
zung der vom Land geforderten Energiewende betroffen. Konkret 
geht es hierbei um die bereits genehmigte Umspannanlage in 
Merzen/Neuenkirchen und dem geplanten Neubau und dem Be-
trieb der 380-kV-Leitung Conneforde – Cloppenburg – Merzen, 
Abschnitt 5: Landesgrenze Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen.  
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Windenergieflächen. 
 
 
Betroffenheit 3: 
Die hier ausgewiesene Prüffläche für Windenergie „In den Braa-
ken“ liegt mit einem Abstand von nur ca. 1.700 m südlich von dem 
bereits errichteten Windpark „Fahle Knüven“, der im Zuge der 
Neuaufstellung des RROP noch erweitert werden soll. 
 
Zudem liegt diese Windenergiefläche „In den Braaken“ mit einem 
Abstand von nur ca. 1.300 m nord-östlich von dem bereits errichte-
ten Windpark „Hoher Esch“, der im Zuge der Neuaufstellung des 
RROP noch erweitert werden soll (siehe Anlage 5). 
 
Insgesamt „umspannen“ diese 3 Prüfflächen für Windenergie eine 
Gemeindefläche von rund 360 ha. In dieser Fläche liegen mehr als 
19 Wohnhäuser die nach den aktuellen Planungen des RROP 
dreiseitig von Windenparks umschlossen werden sollen.  
In unseren Augen wird das Schutzgut Mensch, insbesondere die 
menschliche Gesundheit der hier leben Anwohner durch die 
dreiseitige, relativ nahe Ansiedlung von 3 Windparks überdurch-
schnittlich stark beeinträchtigt und ist für die Samtgemeinde Neu-
enkirchen nicht zumutbar. 
 
Forderung 3: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die ersatzlose Streichung 
der Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „In den   
Braaken“. 
 
 
Nr. 5 
Bezeichnung 26-03-22 / Am Plaggenschaler Weg 
Kommune: Merzen & Voltlage 
Fläche im Gemeindegebiet: 11,62 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich etwa 5 km westlich von Merzen an der Gemeinde-
grenze zwischen Merzen und Voltlage. Die gesamte Fläche sowie 
auch die umliegenden Flächen werden landwirtschaftlich genutzt. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 11 Wohnhäusern als hoch und 
bei 19 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
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Konkret grenzen mind. 6 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
Die hier ausgewiesene Prüffläche für Windenergie „Am Plaggen-
schalener Weg“ liegt mit einem Abstand von nur ca. 1.600 m nord-
östlich von der geplanten Prüffläche für Windenergie mit der Be-
zeichnung „Südlich Hörsten“. 
Zudem liegt diese Windenergiefläche „Am Plaggenschalener Weg“ 
mit einem Abstand von nur ca. 1.550 m nord-westlich von dem 
bereits errichteten Windpark „Hoher Esch“, der noch erweitert 
werden soll (siehe Anlage 6).  
 
An dieser Stelle „umspannen“ 3 Prüfflächen für Windenergie eine 
Gemeindefläche von rund 506 ha. In dieser Fläche liegen mehr als 
34 Wohnhäuser die nach den aktuellen Planungen des RROP 
dreiseitig von Windenparks umschlossen werden sollen. In unse-
ren Augen wird das Schutzgut Mensch, insbesondere die mensch-
liche Gesundheit der hier leben Anwohner durch die dreiseitige, 
relativ nahe Ansiedlung von 3 Windparks überdurchschnittlich 
stark beeinträchtigt und ist für die Samtgemeinde Neuenkirchen 
nicht zumutbar. 
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die ersatzlose Streichung 
der Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „Am Plaggen-
schalener Weg“. 
 
Betroffenheit 3: 
In unseren Augen ist das Samtgemeindegebiet bereits jetzt über-
durchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Umset-
zung der vom Land geforderten Energiewende betroffen. Konkret 
geht es hierbei um die bereits genehmigte Umspannanlage in 
Merzen/Neuenkirchen und dem geplanten Neubau und dem Be-
trieb der 380-kV-Leitung Conneforde – Cloppenburg – Merzen, 
Abschnitt 5: Landesgrenze Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen.  
 
Forderung 3: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Windenergieflächen. 
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Nr. 6 
Bezeichnung 06-04-22 / Auf der Lehmkuhle 
Kommune: Merzen 
Fläche im Gemeindegebiet: 35,72 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich etwa 2,5 km nördlich von Merzen im Bereich der 
gleichnamigen Gemeinde und wird durch den Ankumer Damm in 
zwei Teilflächen unterteilt. Beide Teilflächen befinden sich im Be-
reich des LSG Nördlicher Teutoburger Wald – Wiehengebirge und 
weisen Flächen mit landwirtschaftlicher sowie forstwirtschaftlicher 
Nutzung auf. Die unmittelbare Umgebung ist landwirtschaftlich 
geprägt. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 13 Wohnhäusern als hoch und 
bei 47 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 7 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
Die Prüffläche schneidet sich mit den Konfliktrisikobereichen für 
Waldflächen. Der Wandanteil des Landkreises Osnabrück liegt 
bereits jetzt unterhalb der des Landes Niedersachsen und des 
Bundesdurchschnittes. Waldflächen dienen dem Klima, der ökolo-
gischen Vielfalt und der Naherholung. Eine Gefährdung für die 
vorh. Vogelpopulation durch die Inbetriebnahme der Windräder 
kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 2: 
Die Inanspruchnahme wertvoller Waldflächen durch Windenergie-
anlagen in unserem Samtgemeindegebiet ist zu vermeiden. 
 
Betroffenheit 3: 
Die hier ausgewiesene Prüffläche für Windenergie „Auf der Lehm-
kuhle“ besteht aus 2 Teilflächen und liegt mit einem Abstand von 
nur ca. 1.100 m westlich von der geplanten Prüffläche für Wind-
energie mit der Bezeichnung „Trillenberg“ (siehe Anlage 4). 
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In dem relativ schmalen Zwischenraum zwischen den beiden vor-
genannten Windenergieflächen liegen mehr als 11 Wohnhäuser, 
die nach der aktuellen Planung des RROP zweiseitig von Wind-
parks umschlossen werden sollen. In unseren Augen wird das 
Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit der 
hier leben Anwohner durch die zweiseitige, relativ nahe Ansied-
lung von 2 Windparks überdurchschnittlich stark beeinträchtigt. 
 
Forderung 3: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die ersatzlose Streichung 
der östlichen Teilfläche der Prüffläche für Windenergie mit der Be-
zeichnung „Auf der Lehmkuhle“. 
Betroffenheit 3: 
In unseren Augen ist das Samtgemeindegebiet bereits jetzt über-
durchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Umset-
zung der vom Land geforderten Energiewende betroffen. Konkret 
geht es hierbei um die bereits genehmigte Umspannanlage in 
Merzen/Neuenkirchen und dem geplanten Neubau und dem Be-
trieb der 380-kV-Leitung Conneforde – Cloppenburg – Merzen, 
Abschnitt 5: Landesgrenze Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen.  
 
Forderung 3: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Windenergieflächen. 
 
 
Nr. 7 
Bezeichnung 27-01-22 / Nierenbruch 
Kommune: Bramsche & Neuenkirchen 
Fläche im Gemeindegebiet: 54,44 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich südöstlich von Neuenkirchen und gehört hauptsäch-
lich der Gemeinde Neuenkirchen an. Der östliche Teil der Prüfflä-
che liegt im Bereich der Gemeinde Bramsche. Die gesamte Fläche 
wird landwirtschaftlich genutzt und untergliedert sich in zwei Teil-
flächen. Die nördliche Fläche weist bereits fünf WEA auf. Nordöst-
lich befindet sich das NSG Grasmoor, sowie das LSG Wiehenge-
birge und Nördliches Hügelland. Westlich der Fläche in NRW sind 
die NSG Bramegge und Seester Feld verortet. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 6 Wohnhäusern als hoch und 
bei 32 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
 
Konkret grenzen mind. 6 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
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Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
In unseren Augen ist das Samtgemeindegebiet bereits jetzt über-
durchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Umset-
zung der vom Land geforderten Energiewende betroffen. Konkret 
geht es hierbei um die bereits genehmigte Umspannanlage in 
Merzen/Neuenkirchen und dem geplanten Neubau und dem Be-
trieb der 380-kV-Leitung Conneforde – Cloppenburg – Merzen, 
Abschnitt 5: Landesgrenze Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen.  
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Windenergieflächen. 
 
 
Nr. 8 
Bezeichnung 27-02-22 / Bühnerbach 
Kommune: Bramsche & Neuenkirchen 
Fläche im Gemeindegebiet: 61,60 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich östlich von Neuenkirchen auf der Gemeindegrenze 
zwischen Neuenkirchen und Bramsche Stadt und unterteilt sich in 
zwei Teilflächen. Ein Großteil der Fläche befindet sich im Bereich 
des LSG Wiehengebirge und Nördliches Osnabrücker Hügelland. 
Es ist eine vorrangig landwirtschaftliche Nutzung festzustellen.  
Westlich der Prüffläche befindet sich das NSG Neuenkirchener 
Moor, südöstlich das NSG Im Teichbruch. Im nördlichen Bereich 
schließt unmittelbar das FFH-Gebiet 319 Gehen an die Fläche an. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 14 Wohnhäusern als hoch und 
bei 30 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
 
Konkret grenzen mind. 6 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
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Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
 
 
 
 
Betroffenheit 2: 
Der Rat der Samtgemeinde Neuenkirchen hat am 20.03.2023 den 
Aufstellungsbeschluss für die 37. Änderung des Flächennutzungs-
planes gefasst. Konkret geht es hierbei um die Ausweisung einer 
Wohnbaufläche am Süd- Oststrand der engeren Ortslage von 
Neuenkirchen, nördlich der Straße Harenkamp (siehe Anlage 7).  
 
Der Abstand zwischen der im RROP ausgewiesenen Windenergie-
fläche und der geplanten Wohnbaufläche in der Bauortgemeinde 
Neuenkirchen beträgt nur ca. 500 m und unterschreitet somit den 
im RROP festgelegten Mindestabstand von 800 m zu Siedlungs-
bereichen. Die Samtgemeinde Neuenkirchen wird an dieser Stelle 
in ihrer Planungshoheit gem. Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes 
eingeschränkt. Durch die hier verankerte Planungshoheit wird zum 
Ausdruck gebracht, dass die Samtgemeinde Neuenkirchen in ih-
rem Gebiet die zentrealen Entscheidungen über die zukünftige 
Gestaltung des Samtgemeindegebietes treffen können muss. 
 
Forderung 2: 
Die Einhaltung eines Mindestabstandes von 1100 m zwischen den 
Windenergieflächen und vorhandenen/bereits geplanten Sied-
lungsbereichen wird gefordert. 
 
 
Nr. 9 
Bezeichnung 27-03-22 / Großer Moorkanal 
Kommune: Merzen & Neuenkirchen 
Fläche im Gemeindegebiet: 28,38 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich nördlich von Neuenkirchen im Bereich der Gemeinde 
Neuenkirchen und Merzen und unterteilt sich in 3 Teilflächen. Die 
gesamte Prüffläche weist eine landwirtschaftliche Nutzung auf. In 
den umliegenden Flächen sind kleinteilige Siedlungsstrukturen 
erkennbar. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 13 Wohnhäusern als hoch und 
bei 49 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
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Konkret grenzen mind. 10 Wohnhäuser auf unserem Samtge-
meindegebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewie-
senen Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind 
als ROTOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagen-
höhe von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m redu-
ziert sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittieren-
den Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor 
erläuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
Nord-östlich der Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung 
„Grosser Moorkanal“ wird in einem Abstand von nur ca. 1.200 m 
derzeit eine große Umspannanlage (Grundstücksgröße ca. 7,3 ha) 
in Merzen/Neuenkirchen errichtet. Die Samtgemeinde Neuenkir-
chen ist hierdurch bereits jetzt überdurchschnittlich von einer Flä-
cheninanspruchnahme zur Umsetzung der vom Land geforderten 
Energiewende betroffen. Zudem wird unser Samtgemeindegebiet 
durch den geplanten Neubau und dem Betrieb der 380-kV-Leitung 
Conneforde – Cloppenburg – Merzen, Abschnitt 5: Landesgrenze 
Osnabrück – Merzen  / Neuenkirchen weiter stark beeinträchtigt. 
 
Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere 
der menschlichen Gesundheit können durch Lärmimmissionen, 
Elektrosmog, optisch bedrängende Wirkungen usw. hierbei nicht 
ausgeschlossen werden. Die zusätzliche Planung einer Fläche für 
Windenergie an dieser Stelle ist in unseren Augen nicht vertretbar. 
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Windenergieflächen. Insbe-
sondere wird die Streichung der nördlichsten Teilfläche der Prüf-
fläche für Windenergie mit der Bezeichnung „Großer Moorkanal 
von der Samtgemeinde Neuenkirchen gefordert. 
 
Betroffenheit 3: 
In der näheren Umgebung der nördlichsten Teilfläche der Prüfflä-
che „Großer Moorkanal“ gibt es Abbaugebiete für Sand/Lehm. 
Konkret geht es hierbei um 2 Abbaugebiete, die nordöstlich dieser 
Prüffläche verortet sind. Das Landschaftsbild ist in diesem Bereich 
bereits stark geschädigt. Von den Abbaugebieten gehen bereits 
jetzt erhöhte Lärmimmissionen aus (Baufahrzeuge, Transportver-
kehr usw.) aus. Eine Vielzahl von Wohngebäuden liegt nun zwi-
schen der geplanten nördlich gelegenen Teilfläche der Prüffläche 
„Großer Moorkanal“ und den vorgenannten Abbaugebieten für 
Sand/Ton. An dieser Stelle besteht eine Doppelbelastung für die 
Anwohner, eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Mensch, insbe-
sondere der Menschlichen Gesundheit, kann nicht ausgeschlos-
sen werden. 
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Forderung 3: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Streichung der nörd-
lichsten Teilfläche der Prüffläche für Windenergie mit der Bezeich-
nung „Großer Moorkanal“. 
 
 
Nr. 10 
Bezeichnung 27-04-22 / Weeser Aa 
Kommune: Neuenkirchen 
Fläche im Gemeindegebiet: 38,13 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich westlich von Neuenkirchen. Die Fläche wird vollstän-
dig landwirtschaftlich genutzt. Im Nordwesten der Fläche befindet 
sich das NSG Baakensmoor und im Südwesten das NSG Im    
Jiewitt. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 8 Wohnhäusern als hoch und 
bei 24 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 7 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
Östlich dieser Prüffläche „Weeser Aa“ gibt es ein vorhandenes 
Abbaugebiet für Ton. Mit Anschreiben vom 13. März 2023 wurde 
die Samtgemeinde Neuenkirchen vom Fachdienst Umwelt, Abfall 
& Boden des Landkreises Osnabrück darüber in Kenntnis gesetzt, 
das eine erhebliche Vergrößerung und Vertiefung dieser Tonab-
baugrube geplant ist, vgl. Az.: 7.67.11.03.19-36 III (siehe Anlage 
8) Das bereits geschädigte Landschaftsbild in diesem Bereich wird 
durch die geplante Erweiterung der Tonabbaugrube weiter in Mit-
leidenschaft gezogen. Eine Reihe von Wohngebäuden liegt nun 
zwischen der geplanten Prüffläche „Weeser Aa“ und dem vorge-
nannten Abbaugebiet für Ton. An dieser Stelle besteht eine Dop-
pelbelastung für die Anwohner, eine Beeinträchtigung des Schutz-
gutes Mensch, insbesondere der Menschlichen Gesundheit kann 
nicht ausgeschlossen werden. 
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Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Streichung des süd-
lichsten „Auslegers“ der Prüffläche für Windenergie mit der Be-
zeichnung „Weeser Aa“. 
 
Betroffenheit 3: 
Die Prüffläche für Windenergie „Weeser Aa“ überlagert mit ihrer 
nördlichsten Spitze eine vorhandene Kompensationsfläche. Konk-
ret geht es hierbei um die Kompensationsfläche „Flächenpool Lim-
bergen“ der Katholischen Kirchengemeinde St. Laurentius aus 
Neuenkirchen, auf der die Samtgemeinde Neuenkirchen bereits 
mehrere Teilflächen für die Kompensation der Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die im Rahmen durchgeführter Bauleitplanungen 
entstanden sind, erworben hat (siehe Anlage 9). Eine Überlage-
rung von Windenergieflächen und Kompensationsflächen ist unse-
res Erachtens nach nicht zielführend. Diese Kompensationsfläche 
dient dem Klima, der ökologischen Vielfalt und der Naherholung. 
Eine Gefährdung für die vorh. Vogelpopulation durch die Inbe-
triebnahme der Windräder kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 3: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Streichung des nörd-
lichsten „Auslegers“ der Prüffläche für Windenergie mit der Be-
zeichnung „Großer Moorkanal“. 
 
 
Nr. 11 
Bezeichnung 27-05-22 / Hütten 
Kommune: Neuenkirchen 
Fläche im Gemeindegebiet: 53,77 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich südlich von Neuenkirchen im Bereich der gleichna-
migen Gemeinde an der Grenze zu Nordrhein-Westfalen. Die Flä-
che wird vollständig landwirtschaftlich genutzt. Im Süden grenzt 
eine kleine Waldfläche an die Prüffläche an. Südlich der Landes-
grenze befindet sich ein LSG. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 11 Wohnhäusern als hoch und 
bei 21 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 9 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
 
 
 



34 
 

Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
 
Nr. 12 
Bezeichnung 32-01-22 / Hoher Esch 
Kommune: Voltlage 
Fläche im Gemeindegebiet: 48,44 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich nordöstlich von Höckel im Bereich der Gemeinde 
Voltlage. Die Fläche wird vollständig landwirtschaftlich genutzt. 
Teile dieser Fläche sind bereits aktuell als Windenergiefläche aus-
gewiesen. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 8 Wohnhäusern als hoch und 
bei 20 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 8 Wohnhäuser auf unserem Samtgemein-
degebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewiesenen 
Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind als RO-
TOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagenhöhe 
von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m reduziert 
sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittierenden 
Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor er-
läuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
Die hier ausgewiesene Prüffläche für Windenergie „Hoher Esch“ 
liegt mit einem Abstand von nur ca. 1.300 m nord-westlich von der 
geplanten Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „In den 
Braaken“. 
Zudem liegt diese Windenergiefläche „Hoher Esch“ mit einem Ab-
stand von nur ca. 1.200 m süd-westlich von dem bereits errichte-
ten Windpark „Fahle Knüven“, der noch erweitert werden soll (sie-
he Anlage 5). An dieser Stelle „umspannen“ 3 Prüfflächen für 
Windenergie eine Gemeindefläche von rund 360 ha. In dieser Flä-
che liegen mehr als 19 Wohnhäuser die nach den aktuellen Pla-
nungen des RROP dreiseitig von Windenparks umschlossen wer-
den sollen. In unseren Augen wird das Schutzgut Mensch, insbe-
sondere der menschlichen Gesundheit der hier leben Anwohner 
durch die dreiseitige, relativ nahe Ansiedlung von 3 Windparks 
überdurchschnittlich stark beeinträchtigt und ist für die Samtge-
meinde Neuenkirchen nicht zumutbar. 



35 
 

Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die ersatzlose Streichung 
der Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „In den   
Braaken“. 
 
 
Nr. 13 
Bezeichnung 32-02-22 / Voltlager Aa 
Kommune: Voltlage 
Fläche im Gemeindegebiet: 136,09 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich westlich von Voltlage an der Grenze zu Nordrhein-
Westfalen, sie weist eine vollständige landwirtschaftliche Nutzung 
auf. Westlich dieser Prüffläche sind zwei größere Waldflächen im 
Bereich der in NRW liegenden NSG Finkenfeld und Halverder 
Moor vorzufinden. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 15 Wohnhäusern als hoch und 
bei 31 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
 
Konkret grenzen mind. 10 Wohnhäuser auf unserem Samtge-
meindegebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewie-
senen Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind 
als ROTOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagen-
höhe von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m redu-
ziert sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittieren-
den Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor 
erläuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
Der Abstand zwischen der im RROP ausgewiesenen Windenergie-
fläche mit der Bezeichnung „Voltlager Aa“ und der vorhandenen, 
hiervon östlich gelegenen „Wohnbebauung am Pius“, im Außenbe-
reich der Bauortgemeinde Voltlage beträgt nur ca. 800 m.  
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes von 1100 m zwischen den im RROP ausgewie-
senen Windenergieflächen und den vorhandenen Siedlungsberei-
chen. 
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Nr. 14 
Bezeichnung 32-03-22 Steinfelder Damm 
Kommune: Neuenkirchen & Voltlage 
Fläche im Gemeindegebiet: 153,55 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Windenergie 
befindet sich südlich von Voltlage im Bereich der gleichnamigen 
Gemeinde.  
 
Damit liegt die Fläche an der Grenze zu Nordrhein-Westfalen. Die 
Fläche unterteilt sich in drei Teilflächen, die sich in unmittelbarer 
räumlicher Nähe befinden. Alle drei Flächen weisen eine vollstän-
dige landwirtschaftliche Nutzung auf. Im Nordosten befindet sich 
das NSG Baakensmoor und im Osten das NSG Im Jiewitt. Nord-
westlich schließt in einer Entfernung von etwa 1 km die Ortschaft 
Voltlage an. Westlich der Fläche, in NRW, befindet sich das NSG 
Recker Moor. 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Das Konfliktrisiko wird von den 
Erstellern des Umweltberichtes bei 19 Wohnhäusern als hoch und 
bei 36 Wohnhäusern als mittel eingestuft. 
Konkret grenzen mind. 12 Wohnhäuser auf unserem Samtge-
meindegebiet mit einem Abstand von nur 400 m an die ausgewie-
senen Windenergieflächen. Die Winduntersuchungsflächen sind 
als ROTOR-OUT Flächen angesetzt. Bei einer aktuellen Anlagen-
höhe von ca. 260 m und einer Rotorblattlänge von ca. 80 m redu-
ziert sich der Abstand dieser Wohnhäuser zu den lärmemittieren-
den Rotorblättern auf nur 320 m. Eine Beeinträchtigung des zuvor 
erläuterten Schutzgutes Mensch, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes zwischen Wohnhäusern im Außenbereich und 
den ausgewiesenen Windenergieflächen, der der 2-fachen Anla-
genhöhe entspricht, mindestens jedoch 600 m beträgt. 
 
Betroffenheit 2: 
Der Rat der Gemeinde Voltlage hat in seiner Sitzung am 
06.10.2021 den Aufstellungsbeschluss für die Ausweisung einer 
Wohnbaufläche südlich der Neuenkirchener Straße gefasst (siehe 
Anlage 10). Der Abstand zwischen der im RROP ausgewiesenen 
Windenergiefläche und der geplanten Wohnbaufläche in der 
Bauortgemeinde Voltlage beträgt nur ca. 900 m.  
 
Im Weiteren beträgt der Abstand dieser Prüffläche hier zum vor-
handenen Siedlungsbereich mit Grundschule und Freizeiteinrich-
tungen nur ca. 1.000 m.  
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Eine Entwicklung der Bauortgemeinde Voltlage wird an dieser 
Stelle durch die Windenergiefläche „Steinfelder Damm“ einge-
schränkt. Die Samtgemeinde Neuenkirchen/Gemeinde Voltlage 
wird an dieser Stelle in ihrer Planungshoheit gem. Art. 28 Abs. 2 
des Grundgesetzes eingeschränkt. Durch die hier verankerte Pla-
nungshoheit wird zum Ausdruck gebracht, dass die Samtgemeinde 
Neuenkirchen/Gemeinde Voltlage in ihrem Gebiet die zentrealen 
Entscheidungen über die zukünftige Gestaltung des Samtgemein-
de- / Gemeindegebietes treffen können muss. 
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen/Gemeinde Voltlage fordert 
grundsätzlich die Einhaltung eines Mindestabstandes von 1100 m 
zwischen den Windenergieflächen und vorhandenen/bereits ge-
planten Siedlungsbereichen. Im Weiteren wird hiermit die ersatzlo-
se Streichung der nördlichsten Teilfläche dieser Prüffläche für 
Windenergie mit der Bezeichnung „Steinfelder Damm“ gefordert. 
 
Betroffenheit 3: 
Im Nordosten der nördlichsten Teilfläche der Prüffläche für Wind-
energie mit der Bezeichnung „Steinfelder Damm“ befindet sich das 
NSG Baakensmoor. Die vorhandenen Moor- und Waldflächen die-
nen dem Klima, der ökologischen Vielfalt und der Naherholung. 
Eine Gefährung für die vorhandene Vogelpopulation durch die 
Inbetriebnahme der Windräder kann nicht ausgeschlossen wer-
den. 
 
Forderung 3: 
Die relative Nähe der Windenergiefläche „Steinfelder Damm“ zu  
wertvollen Moor- und Waldflächen in unserem Samtgemeindege-
biet ist zu vermeiden. Konkret fordern wir die Streichung der nörd-
lichsten Teilfläche dieser Prüffläche für Windenergie. 
 
Betroffenheit 4: 
Die Prüffläche für Windenergie mit der Bezeichnung „Steinfelder 
Damm“ wird in weiten Teilen durch das Offshore Netzanbindungs-
system BalWin 2 der Amprion GmbH durchzogen (siehe Anlage 11 
). Hierbei wird der westliche Korridor nach Rücksprache mit Herrn 
Sennekamp von der Amprion GmbH als Vorzugskorridor gesehen.  
 
In unseren Augen wird das Samtgemeindegebiet bereits jetzt 
überdurchschnittlich von einer Flächeninanspruchnahme zur Um-
setzung der vom Land geforderten Energiewende betroffen (Anla-
ge 12). Im Bereich der Windenergiefläche kommt es zu einer Dop-
pelbelastung für die Natur und für das Schutzgut Mensch, insbe-
sondere der menschlichen Gesundheit. 
 
Forderung 4: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Reduzierung der im 
Samtgemeindegebiet ausgewiesenen Prüfflächen für Windenergie. 
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Betroffenheit 5: 
Westlich der nördlichsten Teilfläche für Windenergie mit der Be-
zeichnung „Steinfelder Damm“, befindet sich in NRW das NSG 
Recker Moor. Die vorhandenen Moor- und Waldflächen dienen 
dem Klima, der ökologischen Vielfalt und der Naherholung. Eine 
Gefährdung für die vorhandene Vogelpopulation durch die Inbe-
triebnahme der Windräder kann nicht ausgeschlossen werden. 
 
Forderung 5: 
Die relative Nähe der Windenergiefläche „Steinfelder Damm“ zu 
wertvollen Moor- und Waldflächen in unserem Samtgemeindege-
biet ist zu vermeiden. Konkret fordern wir die Streichung der süd-
lichsten Teilfläche dieser Prüffläche für Windenergie. 
 
 
4.01 
 
Thema: Übersichtskarte zur Neuaufstellung des Regionalen 
Raumordnungsprogrammes („RROP Karte- 
200dpi_50000_A0“), (siehe Anlagen 13 und 14), hier sind die 
reglementierten Nutzungen, wie Raum- und Siedlungsstruktu-
ren, Flächen für Natur und Landschaft, für Erholung, für Land- 
und Forstwirtschaft, die Flächen für die Windenergieflächen 
usw., dargestellt. 
 
Unsere Prüfung dieser Planunterlage (Plan + Legende) hat erge-
ben, dass der bei der Erstellung dieser Karte zugrunde gelegte 
Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Neuenkirchen veraltet 
ist. Konkret sind bereits per Satzungsbeschluss festgelegte Flä-
chen und per Aufstellungsbeschluss eingeleitete Bauleitplanungen 
hier nicht erfasst und konnten so z.B. bei der Ermittlung der Prüf-
flächen für Windenergie nicht berücksichtigt werden. 
 
Der geltende Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde 
Neuenkirchen wurde nach der Gemeindereform der 1970er Jahre 
im Jahre 1975 aufgestellt. Die Samtgemeinde Neuenkirchen hat 
ihren Flächennutzungsplan mit den bis zum 08.12.2022 wirksam 
durchgeführten 28- Änderungen in einer Neuzeichnung zusam-
mengeführt. 
 
Am 31.05.2023 wurde die Neubekanntmachung des FNP der 
Samtgemeinde Neuenkirchen im Amtsblatt Nr. 10 gem. § 6 Abs. 6 
Baugesetzbuch (BauGB) veröffentlicht und ist somit in Kraft getre-
ten. 
 
Der Geltungsbereich des FNP der Samtgemeinde Neuenkirchen 
beinhaltet die Gemeindegebiete der 3 Mitgliedsgemeinden Mer-
zen, Neuenkirchen und Voltlage und ist aus dem angefügten Ge-
samtplan ersichtlich (siehe Anlage 15). 
 
Mit der Neuzeichnung des FNP wurden auch die gem. § 13a Abs. 
2 Nr. 2 BauGB erforderlichen Berichtigungen des FNP vorgenom-
men für insgesamt 8 Bebauungspläne, die in der Vergangenheit 
von den 3 Mitgliedsgemeinden nach §§ 13 a / 13 b BauGB trotz 
Abweichung von Darstellungen des FNP aufgestellt werden durf-
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ten und bis zum 08.12.2022 in Kraft getreten sind. Der FNP wurde 
damit an die Festsetzungen dieser Bebauungspläne angepasst.  
 
Neben den im neubekanntgegebenen FNP der Samtgemeinde 
Neuenkirchen dargestellten Flächen sind noch weitere Entwick-
lungsflächen im Samtgemeindegebiet zu berücksichtigen.  
Wir weisen darauf hin, dass in der Mitgliedsgemeinde Neuenkir-
chen die vorh. Gewerbeflächen entlang der Bramscher Straße als 
grau hinterlegte Fläche in der Darstellung der RROP Karte zu er-
gänzen sind (siehe Anlage 15). Für die nachfolgend aufgeführten 
Bauleitplanungen wurden bereits die entsprechenden Aufstel-
lungsbeschlüsse gefasst: 
 
 
Bauortgemeinde Merzen: 
 

 30. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 19.09.2022 gefasst. (siehe Anlage 3) 

 34. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 23.05.2022 gefasst (siehe Anlage 16) 

 35. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde  
am 05.12.2022 gefasst (siehe Anlage 17) 
 

Bauortgemeinde Neuenkirchen: 
 

 31. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 01.03.2023 gefasst (siehe Anlage 18) 

 33. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 19.09.2022 gefasst (siehe Anlage 19) 

 36. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 01.03.2023 gefasst (siehe Anlage 20) 

 37. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 26.06.2023 gefasst (siehe Anlage 7) 

 
Bauortgemeinde Voltlage: 
 

 28. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 23.05.2023 gefasst (siehe Anlage 21) 

 32. Änderung des FNP, der Aufstellungsbeschluss wurde 
am 07.12.2020 gefasst (siehe Anlage 22) 
 

 B-Plan Nr. 24 „Wohn- und Mischgebiet nördlich der Schul-
straße“, der Aufstellungsbeschluss wurde am 07.07.2021 
gefasst (siehe Anlage 32) 

 
Die vorbezeichneten Bauleitplanungen der Samtgemeinde Neuen-
kirchen sind bei den weiteren Planungen des RROP zu berück-
sichtigen und mit einfließen zu lassen. 
 
In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf die nach den 
Festlegungen der RROP Karte in ihrer Entwicklung stark einge-
schränkte Mitgliedsgemeinde Merzen. Neben einer überregionalen 
Verkehrsplanung (süd-westlich von Merzen) wird Merzen fast 
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dreiseitig von dem Naturpark Nördlicher Teuteburger Wald – Wie-
hengebierge umschlossen.  
 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert das den einzelnen 
Bauortgemeinden Merzen, Neuenkirchen und Voltlage in unserem 
Samtgemeindegebiet die Möglichkeit gegeben werden muss, sich 
auch zukünftig entwickeln zu können.  
 
In den Anlagen 23, 24 und 25 hat die Samtgemeinde Neuenkir-
chen die perspektivischen Entwicklungsflächen der vorgenannten 
Bauortgemeinden dargestellt. Die Samtgemeinde Neuenkirchen 
fordert eine Freihaltung dieser Entwicklungsflächen von jeglichen 
Restriktionsflächen. 
 
 
5.01 
 
Thema Entwicklung der Freiraumnutzungen, wie Land- und 
Forstwirtschaft 
 
Die Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft sollen auf Grundlage 
eines landwirtschaftlicher Fachbeitrag der durch die 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen erarbeitet wurde mit den 
Kriterien:  1. Hohe natürliche Ertragskraft, 2. Hohe wirtschaftliche 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit und 3. Pflege der 
Kulturlandschaft festgelegt werden. 
 
In der Bauortgemeinde Voltlage ist festzustellen, dass im 
nördlichen Teil (kompletter Ortsteil Höckel) keine 
Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft ausgewiesen worden sind.  
 
Dieses Gebiet erscheint auf der Karte des RROP als „weiße 
Fläche“. Tatsächlich liegt in diesem Bereich die Bodenfruchtbarkeit 
und somit auch die Erträge in der Landwirtschaft um ca. 50 % 
höher als im südlichen Teil von Voltlage (Ortsteil Weese).  
 
Auf der aktuellen Karte „Bodenfruchtbarkeit“, erstellt vom 
niedersächsischen Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
werden für den nördlichen Bereich von Voltlage die 
Fruchtbarkeitsklassen 4 – 7 (mittel bis fruchtbar) ausgewiesen.  
 
Dieses steht in einem erheblichen Missverhältnis zu den im 
RROP-Entwurf vorab beschriebenen Grundsätzen, nach denen die 
Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft vor allem in Hinblick auf die 
Sicherung von ertragreichen Böden festgelegt sein sollen.  
 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert eine Überprüfung der 
Datengrundlagen nach denen die   Vorbehaltsgebiete für 
Landwirtschaft ermittelt wurden für das gesamte 
Samtgemeindegebiet.  Sollte sich herausstellen, dass hier nach 
aktuellen Erkenntnissen andere Voraussetzungen gegeben sind, 
erwarten wir eine Anpassung der Flächenkulisse. 
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6.01 
 
Entwicklung der Versorgungsstrukturen des Einzelhandels 
(Pkt. 2.3, S. 12-64) 
 
Soweit im Entwurf des RROP im Abschnitt 2.3 die Ziele und Grundsätze 
der Raumordnung aus dem LROP übernommen wurden, ergibt sich für 
die Gemeinden im Planungsraum kein sachlicher Unterschied zu den 
sich bereits aus dem LROP ergebenden Pflichtenstellungen.  
Es gilt insoweit auch die Rechtsprechung des OVG Lüneburg zur 
Interpretation der Zielbestimmungen. Dies sollte in der Begründung zum 
RROP klargestellt werden.  
 
Dem RROP kommt hingegen rechtsgestaltende Bedeutung für die 
Konkretisierung des sogenannten Konzentrationsgebotes aus Abschnitt 
2.3 04 Entwurf RROP/ LROP 2017 zu. Nach diesem Plansatz sind neue 
Einzelhandelsgroßprojekte nur innerhalb des zentralen 
Siedlungsgebietes des jeweiligen zentralen Ortes zulässig. Das zentrale 
Siedlungsgebiet wird wiederum in der Plankarte zum RROP durch gelbe 
Kennzeichnung festgelegt. 
 
Darüber hinaus wird das Integrationsgebot aus Abschnitt 2.3 05 S. 1 in 
dem Plansatz zu S. 4 konkretisiert. Zum Schutz und zur Stärkung der 
zentralörtlichen Versorgungsfunktionen sind nämlich die integrierten 
Versorgungstandorte in der zeichnerischen Darstellung als 
Versorgungskerne festgelegt. Soll die Festlegung der Versorgungskerne 
die Vorgaben des landesplanerischen Integrationsgebotes des RROP 
und dann zwangsläufig auch des LROP 2017 konkretisieren, muss die 
Festlegung der Versorgungskerne mit der Rechtsprechung des OVG 
Lüneburg zu den Anforderungen des Integrationsgebotes vereinbar sein. 
Ich verweise hierzu insbesondere auf die Beschlüsse des OVG 
Lüneburg vom 20.03.2014 (1 MN 7/14, juris Rn. 67-70) und vom 
17.05.2013 (1 ME 56/13, juris Rn. 29 ff.). Danach sind städtebaulich 
integrierte Lagen die sogenannten zentralen Versorgungsbereiche im 
Sinne des Bauplanungsrechts und Flächen, die sich an diese räumlich 
und funktional „anschmiegen“.  
 
Dieser Interpretation des landesplanerischen Integrationsgebotes durch 
die Rechtsprechung des OVG Lüneburg wird die Festlegung des 
Versorgungskerns für die Bauortgemeinde Neuenkirchen nicht gerecht. 
Die durch rote Schraffur vorgesehene Festlegung des Versorgungskerns 
entspricht schon nicht der heutigen tatsächlichen Abgrenzung des 
zentralen Versorgungsbereichs der Gemeinde Neuenkirchen im Sinne 
der bauplanungsrechtlichen Vorschriften. Hierzu liegt bekanntlich zum 
einen das dem Landkreis bekannte Gutachten des 
Sachverständigenbüros bulwiengesa zur Abgrenzung des zentralen 
Versorgungsbereichs in Neuenkirchen und zum anderen die hierauf 
bezogene Stellungnahme des vom Landkreis beauftragten 
Sachverständigenbüros Junker + Kruse vor.  
 
Das Gutachterbüro Junker + Kruse hat die Plausibilität der Abgrenzung 
des zentralen Versorgungsbereichs durch bulwiengesa, die sich die 
Bauortgemeinde Neuenkirchen zu eigen macht, bestätigt. Danach 
verläuft der heutige zentrale Versorgungsbereich entlang der 
Lindenstraße und der Bramscher Straße bis zum an der Bramscher 
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Straße gelegenen Einzelhandelsstandort bestehend unter anderem aus 
dem dort vorhandenen Combi-Markt, einem Getränkemarkt, der 
Postenbörse und dem Aldi Markt.  
 
In der Besprechung beim Landkreis Osnabrück in den Amtsräumen von 
Herrn Dr. Wilken vom 17.05.2023 ist diese Abgrenzung des 
tatsächlichen zentralen Versorgungsbereichs auch von den Vertretern 
des Landkreises Osnabrück bestätigt worden.  
 
Soll der Begriff des Versorgungskerns im Sinne des Plansatzes zu 
Abschnitt 2.3 05 S. 4 mit dem Begriff des zentralen Versorgungsbereichs 
identisch sein, müsste als Versorgungskern in Neuenkirchen also der 
Bereich entsprechend des wie vorstehend dargestellt abzugrenzenden 
heutigen tatsächlichen zentralen Versorgungsbereichs festgelegt 
werden. Bei diesem Verständnis sollte dann aber in der Begründung 
zum RROP klargestellt werden, dass die festgelegten Versorgungskerne 
mit den tatsächlichen zentralen Versorgungsbereichen identisch sind 
und dies die Ansiedlung von Einzelhandelsnutzungen auf solchen 
Flächen nicht ausschließt, die sich an den zentralen Versorgungsbereich 
räumlich und funktional anschmiegen.  
 
Will man hingegen weitergehend unter dem Versorgungskern die 
städtebaulich integrierte Lage im Sinne des Plansatzes zu Abschnitt 2.3 
05 S. 1 Entwurf RROP/LROP 2017 verstehen (dies legt der Wortlaut des 
Satzes 4 nahe), müssten als Versorgungskern auch die Bereiche 
festgelegt werden, die sich räumlich und funktional an die zentralen 
Versorgungsbereiche im Sinne der Rechtsprechung des OVG Lüneburg 
anschmiegen.  
 
Dies betrifft in Neuenkirchen den zwischen Bramscher Straße und der 
Mettinger Straße gelegenen Vorhabenstandort, auf dem bekanntlich 
aktuell die Ansiedlung eines Lebensmittelvollsortimenters durch die 
Bauortgemeinde Neuenkirchen angestrebt wird.  
 
Dass es sich hierbei um eine integrierte Lage im Sinne der 
Rechtsprechung des OVG Lüneburg zum Integrationsgebot handelt, 
hatte die Gemeinde Neuenkirchen bereits verschiedentlich dargelegt. 
Zuletzt hatte ich hierzu mit Schreiben vom 22.06.2023 eine rechtliche 
Stellungnahme von Herrn Professor Dr. Bischopink, Baumeister 
Rechtsanwälte, vom 15.06.2023 vorgelegt. Diese Stellungnahme füge 
ich in der Anlage 26 noch einmal bei. Hiervon ausgehend ist dann als 
Versorgungskern der Gemeinde Neuenkirchen der tatsächliche zentrale 
Versorgungsbereich und die sich an ihn räumlich und funktional 
anschmiegende Vorhabenfläche im RROP festzulegen. 
 
 
7.01 
 
Thema 2.2 „Entwicklung der Daseinsvorsorge und Zentralen 
Orte“ 
 
In den Gemeinden ist eine flächendeckende Versorgung sicherzu-
stellen. Diese Pflicht beinhaltet Leistungen der Daseinsvorsorge in 
ausreichender Qualität und muss die Erreichbarkeit berücksichti-
gen. Die Angebote der Daseinsvorsorge sollen vor dem Hinter-
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grund der sich abzeichnenden Veränderungen in der Bevölke-
rungsstruktur bedarfsgerecht sein. Die hierfür benötigten Struktu-
ren sollen ökonomisch und nachhaltig entwickelt werden. Alle Ge-
meinden sollen entsprechend ihre zentralörtlichen Funktion für ihre 
Bevölkerung ein zeitgemäßes Angebot an Einrichtungen und An-
geboten des allgemeinen täglichen Grundbedarfs bei angemesse-
ner Erreichbarkeit sichern und entwickeln (Auszug aus dem RROP 
S. 10). 
 
In der RROP Karte ist im Samtgemeindegebiet die Gemeinde 
Neuenkirchen als Grundzentrum und als zentrales Siedlungsgebiet 
dargestellt. 
 
Entsprechend dem Konzentrationsgebot sind neue 
Einzelhandelsgroßprojekte nur innerhalb des zentralen 
Siedlungsgebietes des jeweiligen Zentralen Ortes zulässig.  
Zur Sicherung einer regional abgestimmten flächendeckenden 
Nahversorgung sollen im RROP für den Landkreis Osnabrück 
Standorte mit herausgehobener Bedeutung für die Nahversorgung 
festgelegt werden. Diese Standorte mit herausgehobener 
Bedeutung für die Nahversorgung liegen außerhalb der Zentralen 
Orte und sollen das standörtliche Netz der Zentralen Orte in Bezug 
auf die Nahversorgung mit Gütern des periodischen Bedarfs 
ergänzen. 
 
Einer dieser Orte ist auf Grund seiner Lage und seiner Größe die 
Gemeinde Merzen. 
 
Für diese Gemeinde wird im Entwurf ein Bedarf an 1052 m² 
Gesamtverkaufsfläche Vollsortimenter ermittelt und festgelegt. Die 
zugrunde liegende maßgebliche Einwohnerzahl wird mit 3941 
angenommen. Die Einwohnerzahl am 01.01.2020 lag bei 4064 und 
somit um einiges höher als die im RROP-Entwurf angenommene 
Zahl. Weiter ist in der Berechnung die Bevölkerungsentwicklung 
völlig unberücksichtigt geblieben. Zu Stichtag 01.07.2023 waren in 
der Gemeinde Merzen 4.127 Einwohner gemeldet und somit 
schon 63 mehr als 2020. Diese Entwicklung auch in die Zukunft ist 
bei der Bedarfsermittlung vom Flächengrößen bei Vollsortimenter 
zwingend zu berücksichtigen um eine Bedarfsgerechte 
Ausstattung für die Zukunft zu gewährleisten. 
 
 
8.01 
 
Thema 3.2 die „Entwicklung der Freiraumnutzung“ , im Unter-
punkt 3.2.2 geht der Verfasser der Begründung auf das Thema 
Rohstoffsicherung und Rohstoffgewinnung ein. 
 
Der Abbau der einheimischen Rohstoffe erfolgt in oberflächenna-
hen Lagerstätten und ist i.d.R. großflächig und teilweise mit erheb-
lichen Belästigungen für Natur und Mensch verbunden. 
 
Um die Betroffenheit der Samtgemeinde Neuenkirchen durch die 
geplanten „Prüfflächen für die Rohstoffgewinnung“ zu veranschau-
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lichen, sind nachfolgend 5 der insgesamt 6 Prüfflächen für die 
Rohstoffgewinnung und ihre Auswirkungen näher beschrieben. 
 
Flächen für die Rohstoffgewinnung im Samtgemeindegebiet Neu-
enkirchen: 
 
Nr. 2.01 
Bezeichnung VB_08 
Kommune: Merzen 
Fläche im Gemeindegebiet: 158,52 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für die Rohstoffge-
winnung befindet sich in der Gemeinde Merzen etwa zwischen 
Fürstenau und Merzen. Sie umfasst mehrere Abbaugruben, sowie 
das Gelände eines Schießstandes. Im Übrigen ist die Fläche von 
Nadelforstparzellen und landwirtschaftlichen Flächen geprägt. Die 
Fläche liegt vollständig im LSG Nördlicher Teutoburger Wald – 
Wiehengebirge, in räumlicher Nähe befindet sich die Prüffläche 
VB_09 (siehe Anlage 27). 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Konkret liegen mindestens 10 
Wohngebäude in einem Abstand von weniger als 200 m zu dieser 
Prüffläche für die Rohstoffgewinnung. Teilgebiete dieser Prüffläche 
werden bereits als Vorsorgegebiete für die Rohstoffgewinnung 
genutzt. 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen erwartet durch die im RROP 
geplante Erweiterung der vorhandenen Abbaugruben erhebliche 
Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere der 
menschlichen Gesundheit und Bewirtschaftungsnachteile der an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen. 
 
Konkret wird durch die eingesetzten Raupenfahrzeuge und die 
durchgeführten Radladerarbeiten (besonders beim Entleeren der 
Radladerschaufeln) ein massiver Anstieg der Lärmbelästigung für 
die betroffenen Anwohner verursacht. Von den Abbaugebieten 
gehen darüber hinaus vermehrte Staubbelastungen auf die nähere 
Umgebung aus. 
 
Durch das Abfließen von Grundwasser in die vorhandene Abbau-
grube bzw. in die vom RROP vorgesehene Erweiterung dieser 
Abbaufläche für die Rohstoffgewinnung wird eine Austrocknung 
der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen befürchtet 
und in der Folge erhebliche Bewirtschaftungsnachteile erwartet. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes der vorhandenen Wohnhäuser zum Rand der 
Prüfflächen von mindestens 200 m.  
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Nr. 2.02 
Bezeichnung VB_09 
Kommune: Merzen 
Fläche im Gemeindegebiet: 61,87 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für die Rohstoffge-
winnung befindet sich in der Gemeinde Merzen zwischen Fürsten-
au und Merzen. Sie umfasst eine Abbaugrube und besteht im Üb-
rigen aus Nadelforst und landwirtschaftlichen Flächen. Die Fläche 
liegt vollständig im LSG Nördlicher Teutoburger Wald – Wiehen-
gebirge, in räumlicher Nähe befinden sich die Prüfflächen VB_08 
und VB_11 (siehe Anlage 28). 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Konkret liegen mindestens 8 
Wohngebäude in einem Abstand von weniger als 200 m zu dieser 
Prüffläche für die Rohstoffgewinnung.  
 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen erwartet durch die im RROP 
geplante Erweiterung der vorhandenen Abbaugrube erhebliche 
Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere der 
menschlichen Gesundheit und Bewirtschaftungsnachteile der an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen. 
 
Konkret wird durch die eingesetzten Raupenfahrzeuge und die 
durchgeführten Radladerarbeiten (besonders beim Entleeren der 
Radladerschaufeln) ein massiver Anstieg der Lärmbelästigung für 
die betroffenen Anwohner verursacht. Von den Abbaugebieten 
gehen darüber hinaus vermehrte Staubbelastungen auf die nähere 
Umgebung aus. 
 
Durch das Abfließen von Grundwasser in die vorhandene Abbau-
grube bzw. in die vom RROP vorgesehene Erweiterung dieser 
Abbaufläche für die Rohstoffgewinnung wird eine Austrocknung 
der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen befürchtet 
und in der Folge erhebliche Bewirtschaftungsnachteile erwartet. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes der vorhandenen Wohnhäuser zum Rand der 
Prüfflächen von mindestens 200 m.  
 
 
Nr. 2.03 
Bezeichnung VB_11 
Kommune: Merzen 
Fläche im Gemeindegebiet: 406,63 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für die Rohstoffge-
winnung befindet sich in der Gemeinde Merzen und Ankum, nörd-
lich des Ortes Merzen. Sie besteht aus landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen und einigen Waldbereichen, außerdem befinden sich 
mehrere Abbaugruben und etwas Streusiedlung im Gebiet. Die 
Fläche wird von dem im LSG Nördlicher Teutoburger Wald – Wie-
hengebirge überlagert, in räumlicher Nähe liegen die Prüfflächen 
VB_09, VB_14 und VB_27 (siehe Anlage 29). 
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Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Konkret liegen mindestens 7 
Wohngebäude in einem Abstand von weniger als 200 m zu dieser 
Prüffläche für die Rohstoffgewinnung.  
 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen erwartet durch die im RROP 
geplante Erweiterung der vorh. Abbauflächen eine erhebliche Be-
einträchtigunge auf das Schutzgut Mensch, insbesondere der 
menschlichen Gesundheit und Bewirtschaftungsnachteile der an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen. 
 
Konkret wird durch die eingesetzten Raupenfahrzeuge und die 
durchgeführten Radladerarbeiten (besonders beim Entleeren der 
Radladerschaufeln) ein massiver Anstieg der Lärmbelästigung für 
die betroffenen Anwohner verursacht. Von den Abbaugebieten 
gehen darüber hinaus vermehrte Staubbelastungen auf die nähere 
Umgebung aus. 
 
Durch das Abfließen von Grundwasser in die vorhandene Abbau-
grube bzw. in die vom RROP vorgesehene Erweiterung dieser 
Abbaufläche für die Rohstoffgewinnung wird eine Austrocknung 
der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen befürchtet 
und in der Folge erhebliche Bewirtschaftungsnachteile erwartet. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes der vorhandenen Wohnhäuser zum Rand der 
Prüfflächen von mindestens 200 m.  
 
 
Nr. 2.04 
Bezeichnung VB_13 
Kommune: Neuenkirchen 
Fläche im Gemeindegebiet: 35,46 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für die Rohstoffge-
winnung befindet sich südwestlich von Neuenkirchen. Im Norden 
des Gebietes befindet sich eine Abbaugrube, die restliche Fläche 
besteht aus Ackerflächen. Mittig besteht ein Hofkomplex, ein wei-
terer wird durch die Fläche angeschnitten (siehe Anlage 30). 
 
Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Konkret liegen 2 Wohngebäude 
innerhalb und mindestens 10 Wohngebäude in einem Abstand von 
weniger als 200 m zu dieser Prüffläche für die Rohstoffgewinnung. 
Im Norden dieser Prüffläche für die Rohstoffgewinnung wird seit 
Jahren eine Abbaugrube für Ton betrieben.  
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Mit Anschreiben vom 13. März 2023 wurde die Bauortgemeinde 
Neuenkirchen vom Fachdienst Umwelt, Abfall & Boden des Land-
kreises Osnabrück darüber in Kenntnis gesetzt, dass eine erhebli-
che Vergrößerung und Vertiefung dieser Tonabbaugrube in nord- 
westlicher und südwestlicher Richtung geplant ist, vgl. Az.: 
7.67.11.03.19-36 III (siehe Anlage 8). 
 
Die Tonabbaugrube mit einer derzeit genehmigten Bruttoabbauflä-
che von 19,15 ha soll auf insgesamt 21,70 ha vergrößert werden, 
zudem ist eine Vertiefung dieser Abbaustätte auf bis zu 23,0 m 
geplant. Der Umfang dieser Planungen wurde bei der Ermittlung 
der Prüfflächen für die Rohstoffgewinnung nicht berücksichtigt. 
 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen erwartet durch die geplante Er-
weiterung und Vertiefung der vorhandenen Tonabbaugrube und 
durch die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Rohstoffgewin-
nung erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch, 
insbesondere der menschlichen Gesundheit und Bewirtschaf-
tungsnachteile der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen. 
 
 
Konkret wird durch die eingesetzten Raupenfahrzeuge und die 
durchgeführten Radladerarbeiten (besonders beim Entleeren der 
Radladerschaufeln) ein massiver Anstieg der Lärmbelästigung für 
die betroffenen Anwohner verursacht. Von den Abbaugebieten 
gehen darüber hinaus vermehrte Staubbelastungen auf die nähere 
Umgebung aus. 
 
Durch das Abfließen von Grundwasser in die vorhandene Abbau-
grube bzw. in die vom RROP vorgesehene Erweiterung dieser 
Abbaufläche für die Rohstoffgewinnung wird eine Austrocknung 
der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen befürchtet 
und in der Folge erhebliche Bewirtschaftungsnachteile erwartet. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Ausklammerung der 
beiden Wohnhäuser aus der vorbezeichneten Prüffläche für die 
Rohstoffgewinnung. Im Weiteren wird die Einhaltung eines Min-
destabstandes der umliegenden Wohngebäude bis zum Rand der 
Prüffläche von mindestens 200 m gefordert. 
 
 
Nr. 2.05 
Bezeichnung VB_16 
Kommune: Neuenkirchen 
Fläche im Gemeindegebiet: 164,62 ha 
Lage: Die im RROP ausgewiesene Prüffläche für die Rohstoffge-
winnung befindet sich westlich von Ueffeln in den Gemeinden 
Bramsche und Neuenkirchen, sie besteht aus mehreren Teilflä-
chen. Im nördlichen Bereich umfasst sie einen ausgedehnten Nas-
sabbau, an welchen sich ein Wald anschließt. In diesem Wald liegt 
das Großsteingrab Wiemelsberger Steine. Die restliche Fläche 
wird durch ackerbaulich genutzte Parzellen geprägt. Sie liegt fast 
vollständig im LSG Nördlicher Teutoburger Wald – Wiehengebirge 
(siehe Anlage 31). 
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Betroffenheit 1: 
Die Prüffläche schneidet sich mit Konfliktrisikobereichen für 
Wohnnutzung im Außenbereich. Konkret liegen mindestens 20 
Wohngebäude in einem Abstand von weniger als 200 m zu dieser 
Prüffläche für die Rohstoffgewinnung. Teilgebiet im Norden wer-
den bereits für die Rohstoffgewinnung, den Abbau von 
Sand/Lehm, genutzt. 
 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen erwartet durch die geplante Er-
weiterung und Vertiefung der vorhandenen Abbaugruben und 
durch die im RROP ausgewiesene Prüffläche für Rohstoffgewin-
nung erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch, 
insbesondere der menschlichen Gesundheit und Bewirtschaf-
tungsnachteile der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen. 
 
Konkret wird durch die eingesetzten Raupenfahrzeuge und die 
durchgeführten Radladerarbeiten (besonders beim Entleeren der 
Radladerschaufeln) ein massiver Anstieg der Lärmbelästigung für 
die betroffenen Anwohner verursacht. Von den Abbaugebieten 
gehen darüber hinaus vermehrte Staubbelastungen auf die nähere 
Umgebung aus. 
 
Durch das Abfließen von Grundwasser in die vorhandene Abbau-
gruben bzw. in die vom RROP vorgesehene Erweiterung dieser 
Abbaufläche für die Rohstoffgewinnung wird eine Austrocknung 
der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen befürchtet 
und in der Folge erhebliche Bewirtschaftungsnachteile erwartet. 
 
Forderung 1: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Einhaltung eines 
Mindestabstandes der vorhandenen Wohnhäuser zum Rand der 
Prüfflächen von mindestens 200 m.  
 
Betroffenheit 2: 
Die Prüffläche mit insgesamt 162,62 ha nimmt eine relativ große 
Fläche im Samtgemeindegebiet ein. Die südlichen Teilflächen 
entwickeln sich in Richtung der engeren Ortslage von Neuenkir-
chen, wo perspektivisch die Weiterentwicklung der vorhandenen 
Gewerbeflächen angedacht ist. 
 
Forderung 2: 
Die Samtgemeinde Neuenkirchen fordert die Streichung der 
kleinsten, westlichsten Teilfläche und eine starke Reduzierung der 
großen südlichsten Teilfläche in nord-östlicher Richtung. 
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IV. Schlussfazit 
 
Aufgrund der hier aufgeführten formellen und materiellen 
Verfahrensfehler und der Verkennung der Reichweite der 
Planungshoheit erhebt die Samtgemeinde Neuenkirchen ernsthafte 
Zweifel an der Rechtsbeständigkeit dieser Satzung. 
 
Im Weiteren bitte wir darum die vorgenannten Forderungen und 
Hinweise der Samtgemeinde Neuenkirchen in die weitere Planung der 
Neuaufstellung des RROP aufzunehmen. 
 
 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
 
Christoph Trame 
Samtgemeindebürgermeister 
 



Neuaufstellung des RROP 2023
Stellungnahme der Samtgermeinde Neuenkirchen
hier: Übersicht der Anlagen zur Stellungnahme

Vorlage Nr. Bezeichnung
1. Übersichtsplan der Prüfflächen für Windenergie in der SG Neuenkirchen

2. Flächenanteile der Prüfflächen für Windenergie in der SG Neuenkirchen

3. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 30. Änderung FNP

4. Übersichtsplan der 2 Prüfflächen für Windenergie mit der Bezeichnung
"Trillenberg" und "Auf der Lehmkuhle"

5. Übersichtsplan der 3 Prüfflächen für Windenergie mit der Bezeichnung
"Fahle Knüven", "Hoher Esch" und "In den Braaken"

6. Übersichtsplan der 3 Prüfflächen für Windenergie mit der Bezeichnung
"Südlich Hörsten", Am Plaggenschaler Weg" und "Hoher Esch"

7. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 37. Änderung des FNP

8. Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme für die Voranfrage auf
eine beabsichtigte Bodenabbauerweiterung in der Gemeinde Neuenkirchen,
Az.: 7.67.11.03.19-36 III

9. Übersicht Komensationsfläche "Flächenpool" in Limbergen der Katholischen
Kirchengemeinde St. Laurentius in Neuenkirchen

10. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss B-Plan Nr. 25 "Wohngebiet südlich
der Neuenkirchener Straße", Gemeinde Voltlage

11. Karte BalWin 2 Korridore in der Samtgemeinde Neuenkirchen

12. Übersichtsplan Netzanbindungssysteme im LKOS

13. RROP Karte

14. Legende der RROP Karte

15. Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Neuenkirchen
(Neubekanntmachung)

16. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 34. Änderung des FNP

17. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 35. Änderung des FNP

18. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 31. Änderung des FNP



Vorlage Nr. Bezeichnung

19. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 33. Änderung des FNP

20. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 36. Änderung des FNP

21. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 28. Änderung des FNP

22. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss 32. Änderung des FNP

23. Perspektivische Entwicklungsfläche der Gemeinde Merzen

24. Perspektivische Entwicklungsfläche der Gemeinde Neuenkirchen

25. Perspektivische Entwicklungsfläche der Gemeinde Voltlage

26. Stellungnahme von Prof. Dr. Bischopink vom 15.06.2023

27. Prüffläche für Rohstoffgewinnung, Bezeichnung VB_08

28. Prüffläche für Rohstoffgewinnung, Bezeichnung VB_09

29. Prüffläche für Rohstoffgewinnung, Bezeichnung VB_11

30. Prüffläche für Rohstoffgewinnung, Bezeichnung VB_13

31. Prüffläche für die Rohstoffgewinnung, Bezeichnung VB_16

32. Beschlussvorlage Aufstellungsbeschluss B-Plan Nr. 24 "Wohn- und
Mischgebiet nördlich der Schulstraße", Gemeinde Voltlage








































































































































